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Projektreihe  
Bestimmung des bürokratischen Aufwands und Ansätze zur Entlastung 
 
• Betriebliche Beauftragte 

• Anträge auf gesetzliche Leistungen für Existenzgründer und Kleinunternehmen sowie bei drohender 
Firmeninsolvenz 

• Anträge auf gesetzliche Leistungen für Menschen, die pflegebedürftig, chronisch krank oder akut 
schwer krank sind 

• Planungs- und Baurecht von Infrastrukturvorhaben 

• Anträge auf gesetzliche Leistungen für Familien und Alleinerziehende 

• Aufbewahrungs- und Prüfungsfristen nach Handels-, Steuer- und Sozialrecht 

• Steuererklärungen, steuerliche und zollrechtliche Nachweispflichten 

• Erleichterung der elektronischen Gewerbeanzeige 
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1. Einleitung 
Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsver-
trag für die 17. Legislaturperiode das Ziel ge-
setzt, den Aufwand für Bürgerinnen und Bürger, 
Wirtschaft und Verwaltung, der durch die Erfül-
lung gesetzlicher Vorgaben entsteht (Erfüllungs-
aufwand), spürbar zu reduzieren. In diesem Sin-
ne wurden acht prioritäre Lebens- und Rechtsbe-
reiche ausgewählt, für die der gesamte Erfül-
lungsaufwand erfasst und Vereinfachungen um-
gesetzt werden sollen. Mit dem Kabinettbe-
schluss vom 27. Januar 2010 wurde dieser Wille 
bekräftigt und konkretisiert. Im Mittel soll der 
Erfüllungsaufwand über alle genannten Bereiche 
um 25 Prozent reduziert werden. 

Das Projekt „Erfüllungsaufwand im Zusammen-
hang mit der Übermittlung der Gewerbeanzeige“ 
ist eines der im Koalitionsvertrag aufgeführten 
Pilotvorhaben zur Bestimmung des Erfüllungs-
aufwands. Nach dem Vorliegen eines Projekt-
steckbriefs im September 2010 und einer an-
schließenden Vorbereitungsphase wurden im 
Oktober und November 2010 die Befragungen 
bei den Gewerbemeldenden und den zuständigen 
Behörden durchgeführt.  

Inhaltlich gesehen wird der gesamte messbare 
Erfüllungsaufwand im Bereich des Gewerbean-
zeigeverfahrens – d. h. bei der Gewerbeanmel-
dung, -ummeldung und -abmeldung von nicht 
erlaubnispflichtigen Gewerben – ermittelt und 
analysiert. Diese Analyse hat gezeigt, dass sich 
die Übermittlungsart „elektronisch“ als eine in 
der Zukunft zu Vereinfachungen führende Form 
der Übermittlung darstellt. Die Berechnung des 
Status quo selbst erfolgt dabei über den Auf-
wand der Gewerbeanzeigenden durch postali-
sche oder persönliche Übermittlung, da nur diese 

Datenübermittlungsformen aus der Befragung 
resultierten. Hier greift die gesetzliche Grundla-
ge der Gewerbeordnung, nach der eine elektroni-
sche Übermittlung der Anzeige keine Vorschrift 
darstellt, sondern lediglich eine Möglichkeit. 
Neben der Messung des Erfüllungsaufwands für 
die Gewerbeanzeigebehörden wird der gesamte 
Vollzugsaufwand, der durch die gesetzlichen 
Vorgaben in den Gewerbeanzeigebehörden ent-
steht, aufgezeigt. Darüber hinaus hat das Projekt 
die Aufgabe, auf der Basis der Erfahrungen aller 
Beteiligten Ideen und Anregungen, die das Ge-
werbeanzeigeverfahren im Sinne des Bürokratie-
abbaus noch zweckdienlicher und kundenfreund-
licher werden lassen könnten, aufzunehmen und 
weiterzutragen. 

Der vorliegende Bericht gelangt von einer Pro-
jektbeschreibung, der Darstellung methodischer 
Aspekte und der konkreten Umsetzung innerhalb 
des Projekts schließlich zu der Berechnung des 
Erfüllungsaufwands für das gesamte Gewerbe-
anzeigeverfahren für Wirtschaft und Verwal-
tung. Status quo der Datenübermittlung und 
Möglichkeiten der elektronischen bzw. medien-
bruchfreien Übermittlungsverfahren sind zentra-
le Aspekte und werden in Zusammenhang mit 
der reinen Bezifferung des Erfüllungsaufwands 
gesetzt. Das Ziel medienbruchfreier Übermitt-
lungswege gilt dabei sowohl für die Informati-
onstransfers von den Gewerbetreibenden an die 
zuständigen Stellen als auch für die der Behör-
den untereinander. Abschließend werden Anre-
gungen und Ansatzpunkte für mögliche Verbes-
serungen dargelegt, die sowohl die Sicht der 
Gewerbeanzeigenden als auch die Sicht der Ge-
werbeanzeigestellen behandeln. 
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2. Untersuchungsgegenstand
Die Gewerbeordnung (GewO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I S. 202), zuletzt geändert durch Artikel 
4 Abs. 14 des Gesetzes zur Reform der Sachauf-
klärung in der Zwangsvollstreckung vom 
29.7.2009 (BGBl. I S. 2258), steht in Deutsch-
land seit Mitte des 19. Jahrhunderts im Mittel-
punkt des Gewerberechts und gilt als das älteste 
und damit traditionsreichste Gesetz des öffentli-
chen Wirtschaftsrechts, das noch in Kraft ist. Ih-
re verfassungsrechtliche Grundlage findet die 
Gewerbeordnung heute in Artikel 74 Abs. 1 Nr. 
11 GG1.  

Die wirtschaftlichen Entwicklungen und die 
technischen Neuerungen ließen jedoch in der 
Vergangenheit ein immer vielseitigeres und dif-
ferenzierteres Gewerbenebenrecht entstehen. 
Anzuführen sind hier, um nur einige zu nennen, 
die diversen Ladenöffnungs-, Feiertags- und 
Gaststättengesetze des Bundes und der Länder. 
Aber auch das Handwerksrecht, das Telekom-
munikationsrecht oder die Regelwerke, die auf 
dem Gebiet der Daseinsvorsorge eine geeignete 
Versorgung der Bevölkerung sicherstellen, sind 
dem Gewerberecht zuzuordnen. 

Der Gewerbebegriff 

Die gesamte Gewerbeordnung lässt eine gesetz-
liche Definition des Begriffs „Gewerbe“ vermis-
sen. Selbst § 6 GewO „Anwendungsbereich“ dif-
ferenziert lediglich zwischen Tätigkeiten, auf die 
die Gewerbeordnung keine Anwendung findet, 
und Tätigkeiten, auf die die Gewerbeordnung 
nur unter bestimmten Voraussetzungen anwend-
bar ist. Auch wenn der Gesetzgeber auf eine De-
finition des Gewerbebegriffs verzichtet hat, so ist 
Gewerbe nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts jede nicht sozial 
unwertige (generell nicht verbotene), auf Ge-
winnerzielung gerichtete und auf Dauer angeleg-
te selbstständige Tätigkeit, ausgenommen Ur-
produktion, freie Berufe (freie wissenschaftliche, 
künstlerische und schriftstellerische Tätigkeit 
höherer Art sowie persönliche Dienstleistungen 
höherer Art, die eine höhere Bildung erfordern) 
                                                 
 
1 Schliesky: Öffentliches Wirtschaftsrecht, 3. Aufl. 2008, 
S. 208 

und bloße Verwaltung und Nutzung eigenen 
Vermögens (Urteil vom 26. Januar 1993 
BVerwG 1 C 25.91). 

Anzeigepflicht 

Die Gewerbeordnung gestattet in § 1 Abs. 1 
GewO als Ausfluss der in Artikel 12 Abs. 1 GG 
garantierten Berufsfreiheit jedermann den Be-
trieb eines Gewerbes, soweit nicht durch dieses 
Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen vorge-
schrieben oder zugelassen sind. Es besteht dem-
nach für den Betrieb eines Gewerbes grundsätz-
lich keine Genehmigungspflicht. 

Die Gewerbeordnung verlangt jedoch mit § 14 
Abs. 1 Satz 1 GewO, dass jeder, der den selbst-
ständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, ei-
ner Zweigniederlassung oder einer unselbststän-
digen Zweigstelle aufnimmt, dies der zuständi-
gen Behörde gleichzeitig anzeigt. Die identische 
Pflicht gilt nach § 14 Abs. 1 Satz 2 GewO für 
den Fall der Verlegung des Betriebes, des Wech-
sels bzw. der Ausdehnung des Gegenstands des 
Gewerbes oder der Betriebsaufgabe. 

Für die Anzeigeerfordernisse sind gemäß § 14 
Abs. 4 GewO spezielle Formulare zu nutzen 
(vgl. Kapitel 6).  

Die zuständigen Stellen haben nach § 15 Abs. 1 
GewO innerhalb von drei Tagen den Empfang 
der Anzeige zu bescheinigen (Gewerbeschein). 
Der Gewerbeschein ist somit lediglich ein Beleg 
für den Gewerbetreibenden, den Betrieb ange-
zeigt zu haben. Eine Aussage über die Zuverläs-
sigkeit, die Unbedenklichkeit und die Rechtmä-
ßigkeit der Betriebsführung oder das Vorliegen 
von Erlaubnissen oder Befähigungen, die andere 
Rechtsvorschriften fordern, ist nicht vom Vor-
handensein des Gewerbescheins abzuleiten. 

Verwendung der Daten 

Die Anzeigepflicht aus § 14 Abs. 1 GewO stellt, 
bezogen auf das stehende Gewerbe, auch keinen 
Ersatz einer behördlichen Erlaubnis dar; sie dient 
lediglich dem Zweck, die zuständigen Stellen in 
die Lage zu versetzen, ihren Aufgaben bezüglich 
der Gewerbeüberwachung nach § 14 Abs. 6 Satz 
1 GewO nachzukommen (vgl. auch § 55c Ge-
wO). Damit sollen die von der Gewerbeaus-
übung ausgehenden Gefahren für die öffentliche 
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Sicherheit und Ordnung, für die Beschäftigten 
und auch für die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher überwacht und ggf. abgewehrt werden. § 14 
Abs. 7 GewO macht deutlich, dass die Übermitt-
lung von Daten zwischen unterschiedlichen Be-
hörden zum Zweck der Gewerbeüberwachung 
im Rahmen der Zweckbindung aus § 14 Abs 6 
Satz 1 GewO, z. B. von den Gewerbeanzeigeäm-
tern an die für die Überwachung zuständigen 
Stellen, zulässig ist, soweit die Bedingungen des 
§ 14 Abs. 7 Nr. 1 bis 3 GewO erfüllt sind. 
Daneben dürfen der Name, die betriebliche An-
schrift und die angezeigte Tätigkeit des Gewer-
betreibenden (Grunddaten) für alle allgemein 
zugänglich gemacht werden. 

Regelmäßige Übermittlung der Daten 

Die zuständigen Stellen übermitteln gemäß § 14 
Abs. 9 GewO regelmäßig, d. h. ohne besondere 
Aufforderung, Daten aus den Gewerbeanzeigen 
an eine Vielzahl öffentlicher Stellen. Im Einzel-
nen sind das: 

1. Industrie- und Handelskammern, 

2. Handwerkskammern, 

3. Landesbehörden, die für Immissionsschutz 
zuständig sind, 

4. Landesbehörden, die für den technischen 
und sozialen Arbeitsschutz zuständig sind, 

5. Eichämter, 

6. Bundesagentur für Arbeit, 

7. Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung, 

8. Behörden der Zollverwaltung, 

9. Registergericht, 

10. Statistische Landesämter. 

Dabei nennt § 14 Abs. 9 GewO nicht nur die Da-
tenempfänger, sondern auch die jeweiligen Ver-
wendungszwecke abschließend. Die vollständi-
gen Gewerbemeldungen werden dabei lediglich 
den Industrie- und Handelskammern sowie den 
Handwerkskammern übermittelt. Den übrigen 
Stellen darf nur ein ebenfalls genau vorgeschrie-
bener Teil der insgesamt 33 Merkmale der Ge-
werbeanzeige bekannt gemacht werden. Darüber 
hinaus ist eine Übermittlung der erhobenen Da-
ten nach § 14 Abs. 10 GewO nur zulässig, so-
weit die Kenntnis der Daten zur Verfolgung von 
Straftaten erforderlich ist oder eine besondere 
Rechtsvorschrift diese vorsieht. 
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3. Projektziele und Projektrealisierung
Dieses Projekt dient der Darstellung des gesam-
ten Erfüllungsaufwands im Rahmen des Gewer-
beanzeigeverfahrens sowie der Sammlung von 
Verbesserungs- und Einsparpotenzialen. Zusätz-
lich werden Kosten und Nutzen elektronischer 
Meldewege untersucht. 

Folgende Ziele werden im Einzelnen mit dem 
Projekt verfolgt: 

• Darstellung der ebenenübergreifenden Ar-
beitsprozesse sowie der Kosten auf Grund-
lage der bundesrechtlichen Vorgaben, 

• Ermittlung des Zeitaufwands bei den Ge-
werbeanzeigenden für die Gewerbeanmel-
dung, -ummeldung und -abmeldung und des 
gesamten mit der Bearbeitung der Anzeigen 
verbundenen Erfüllungsaufwands bei den 
Behörden, 

• Ermittlung eventueller Unterschiede im 
Zeitaufwand bei der Anzeige und der Anzei-
genbearbeitung je nach gewählter Möglich-
keit der Übermittlung (per Post, Fax, online 
mit und ohne elektronische Signatur sowie 
persönlich), 

• Identifizierung von Vereinfachungs- bzw. 
Verbesserungsmöglichkeiten beim Gewer-
beanzeigeverfahren unter Berücksichtigung 
bereits bestehender Vorschläge und Praxis-
beispiele, 

• Ermittlung von Potenzialen einer verstärkten 
Nutzung elektronischer Übermittlungswege 
sowohl von den Gewerbetreibenden an die 
Gewerbeanzeigebehörden als auch von die-
sen an weitere Stellen, wobei insbesondere 
der medienbruchfreie elektronische Daten-
transfer im Blickpunkt steht. 

Im Zentrum der Betrachtung steht die Ermittlung 
eventueller Entlastungspotenziale im Rahmen 
des Erfüllungsaufwands, die durch die unter-
schiedlichen technischen Möglichkeiten des 
Gewerbeanzeigeverfahrens (per Post, Fax, PC) 
und insbesondere durch eine verstärkte Nutzung 
verschiedener Stufen einer elektronischen Ü-
bermittlung der Gewerbeanzeige möglich sind. 
Bei den elektronischen Möglichkeiten steht die 
Betrachtung der Abwicklung mit Hilfe der quali-
fizierten bzw. fortgeschrittenen elektronischen 

Signatur im Vordergrund. Im Rahmen des Pro-
jekts soll ermittelt werden, ob und in welchem 
Ausmaß messbare Entlastungen und Vorteile für 
die Wirtschaft und/oder die Verwaltung durch 
die Nutzung der elektronischen Signatur erziel-
bar sind. 

Zur Konkretisierung der Projektziele folgt nun 
eine genauere Darstellung des Projektinhalts. 
Sämtliche Aufwände auf Seiten der Gewerbean-
zeigenden und der Anzeigebearbeitenden wur-
den ermittelt und dargestellt. Dabei wurden fol-
gende drei Schwerpunkte gewählt: 

Ermittlung des monetarisierten Zeitaufwands bei 
den Gewerbeanzeigepflichtigen für die Gewer-
beanmeldung, -ummeldung und -abmeldung. 
Dabei wurde der gesamte Zeitaufwand von der 
Beschaffung über das Ausfüllen bis hin zum 
Versand bzw. zur Abgabe des Anzeigeformulars 
betrachtet. Wurde die Gewerbeanzeige nicht per-
sönlich abgegeben, so wurden die verschiedenen 
Versandarten (Post, Fax und elektronisch mit 
bzw. ohne digitale Signatur) ebenfalls separat in 
die Betrachtung einbezogen. Die Ermittlung des 
Zeitaufwands und der Kosten für eine medien-
bruchfreie elektronische Versendung des Anzei-
geformulars mit qualifizierter bzw. fortgeschrit-
tener elektronischer Signatur war ursprünglich 
im Projekt vorgesehen. Dieses Verfahren konnte 
jedoch in der Praxis bei den Gewerbemeldenden 
nicht beobachtet werden, da es bisher – auch laut 
Aussage der Gewerbemeldestellen – nicht ange-
wendet wurde. Der Zeitaufwand zur Klärung 
von Rückfragen (Beratungsleistung) und zum 
Anweisen der Zahlungen war ebenfalls Bestand-
teil der Untersuchung. Darüber hinaus wurden 
zusätzliche, für die Erfüllung der gesetzlichen 
Vorgaben unmittelbare zeitliche und finanzielle 
Aufwände ausgewiesen. Daher sind auch z. B. 
der für die Gewerbeanzeigenden anfallende 
Sachaufwand und die Gebühr für die Gewerbe-
anzeige Gegenstand der Berechnung. 

Ermittlung des gesamten Erfüllungsaufwands 
(Vollzugsaufwands) in den Gewerbeanzeigebe-
hörden. Hierzu zählen ebenfalls alle unmittelbar 
anfallenden Sach- und Personalkosten. Während 
der Gespräche vor Ort wurden Zeitaufwände für 
die Entgegennahme und Verarbeitung des An-



 8 

zeigeformulars je nach oben dargestellter Art 
und Weise der Übersendung erfragt und bei per-
sönlicher Meldung auch beobachtet. Der Zeit-
aufwand zur Klärung von Rückfragen und zur 
Erfassung der Daten im Computer sowie der 
Zeitaufwand zur Übermittlung von Daten aus der 
Gewerbeanzeige an andere Behörden und Stellen 
waren zu ermitteln. Bei Letzterem wurde zwi-
schen der elektronischen Weiterleitung und dem 
Versand per Post differenziert. Angaben zu zu-
künftigen Möglichkeiten der elektronischen Sig-
natur waren auch in den betrachteten Kommu-
nen nur näherungsweise ermittelbar, da diese 
bisher noch keine Anwendung fand. 

• Ermittlung der Anschaffungskosten auf Sei-
ten der Gewerbemeldenden, um die Voraus-
setzung für die Nutzung der qualifizierten 
und fortgeschrittenen elektronischen Signa-
tur zu schaffen sowie Ermittlung der An-
schaffungskosten der Verwaltung für die er-
forderliche Software zur Überprüfung der 
qualifizierten und fortgeschrittenen elektro-
nischen Signatur.  

Das Projekt wurde in enger Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie (BMWi), der Geschäftsstelle 
Bürokratieabbau (GBü) im Bundeskanzleramt 
und dem Statistischen Bundesamt (StBA) durch-
geführt. Der Nationale Normenkontrollrat 
(NKR) begleitete das Projekt unter methodi-
schen Gesichtspunkten. Das Statistische Bun-
desamt führte die Datenerhebung sowie die Da-
tenauswertung durch und dokumentierte die Er-
gebnisse. 

Bei der Auswahl der Bundesländer und Kom-
munen wurde darauf geachtet, dass sowohl Be-
hörden aus Großstädten und Stadtstaaten als 
auch aus ländlichen Regionen und Flächenlän-
dern einbezogen waren. 

Die teilnehmenden Länder wurden auf freiwilli-
ger Basis bei einem Bund-Länder-Treffen vor 
Projektbeginn rekrutiert. Die Bundesländer Ba-
den-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bre-
men, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein haben sich mit jeweils mehreren Ge-
werbeanzeigestellen in Kommunen verschiede-
ner Größe beteiligt (vgl. Tabelle 1). 

Tabelle 1: Übersicht über die teilnehmenden 
Kommunen 

Bundesland Kommune 
Gemeinde Hoppegarten 
Stadt Storkow 
Gemeinde Nuthetal 
Gemeinde Schwielowsee 
Gemeinde Stahnsdorf 

Brandenburg 

Stadt Gartz 
Stadt Karlsruhe 
Stadt Ulm 
Stadt Furtwangen 

Baden-
Württemberg 

Kreisstadt Waiblingen  
Stadt Dortmund 
Stadt Troisdorf 
Stadt Bochum 
Stadt Köln 

Nordrhein-
Westfalen 

Stadt Hamm 
Bezirk Charlottenburg-
Wilmersdorf Berlin 
Bezirk Mitte 
Stadt Bremen Bremen Stadt Bremerhaven 
Gemeinde Rellingen 
Stadt Norderstedt Schleswig-

Holstein Nortorfer Land 
 

In allen Gewerbemeldestellen wurden Informati-
onen bezüglich der An-, Ab- und Ummeldung 
sowie des mit der Bearbeitung verbundenen Ar-
beitsaufwands, zur Übermittlung der Daten so-
wie zu den Sachkosten und den Bearbeitungs-
programmen eingeholt. 
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4. Methodische Grundlagen

4.1. Erfüllungsaufwand 
Mit Kabinettsbeschluss vom 27. Januar 2010 
wurde das Regierungsprogramm „Bürokratieab-
bau und bessere Rechtsetzung“ vom 25. April 
2006 erweitert und die Betrachtung der Bürokra-
tiekostenmessung auf den gesamten Erfüllungs-
aufwand, der für Bürgerinnen und Bürger, Wirt-
schaft sowie die Verwaltung entsteht, ausgewei-
tet. Dem Projekt wird folgende, für die Piloter-
hebung (Betriebsbeauftragte) im Staatssekretär-

ausschuss Bürokratieabbau am 25. März 2010 
beschlossene, vorläufige Definition für den Er-
füllungsaufwand zugrunde gelegt:  

„Erfüllungsaufwand sind die unmittelbaren fi-
nanziellen und zeitlichen Belastungen, die bei 
den Normadressaten (Bürger, Wirtschaft und 
Verwaltung) dadurch entstehen, dass sie eine 
bundesrechtliche Norm befolgen. Dies beinhaltet 
unter anderem die Bürokratiekosten aus Infor-
mationspflichten.“ 

 

Schaubild 1: Grundsätzliches Berechnungsschema 

 
 
 

Das Berechnungsschema verdeutlicht, dass die 
zu betrachtenden Vorgaben aus bundesrechtli-
chen Normen resultieren müssen. Für die Ermitt-
lung des Erfüllungsaufwands sind im ersten Ar-
beitsschritt die Vorgaben zu identifizieren, die 
bei den Normadressaten unmittelbar zu Kosten 
und/oder Zeitaufwand führen und denen sich 
Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft sowie Ver-
waltung nicht entziehen können, ohne gegen 
Rechtsvorschriften zu verstoßen oder etwaige 

Ansprüche auf staatliche Leistungen zu verlie-
ren. „Unmittelbar“ bedeutet hierbei, dass der 
Aufwand direkt mit der Erfüllung der jeweiligen 
Vorgabe in Verbindung steht. Nicht darunter fal-
len mittelbare Effekte, wie z. B. Wettbewerbs-
nachteile (Umsatzeinbußen) auf den internatio-
nalen Absatzmärkten aufgrund gestiegener Pro-
duktionskosten im Inland bedingt durch (neu) 
einzuhaltende bundesgesetzliche Vorgaben. Die 
unmittelbaren Kosten bzw. der zeitliche Auf-

* Tarif entfällt bei Bürgerinnen und Bürgern 

Aufwand x Fallzahl = Erfüllungsaufwand der Vorgabe 1 (pro Jahr) 

Aufwand (pro Fall) Fallzahl (pro Jahr) 

Sachaufwand 
(ggf. anteilig)

Zahl der Normad-
ressaten 

Häufigkeit 
pro Jahr 

Tätigkeiten zur Erfüllung der Vorgabe 1 

Vorgabe 1 (Einzelregelung) 

Bundesrechtliche Norm (z. B. Gesetz, Verordnung, Verwaltungsvorschrift) 

Zeit je 
Tätigkeit 

Vorgabe 2 bis n  

usw.  

∑ Erfüllungsaufwand Vorgaben 1 bis n = Erfüllungsaufwand der Norm (pro Jahr) 
ggf. zuzüglich einmaliger Umstellungsaufwand je Vorgabe 

usw.  

usw.  

usw.  

Tarif* 
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wand entstehen durch konkrete Handlungen oder 
Unterlassungen, die zur Erfüllung der Vorgabe 
erforderlich sind.  

In einem zweiten Arbeitsschritt sind der Auf-
wand sowie die Fallzahl zur Erfüllung der ge-
setzlichen Vorgabe pro Jahr zu bestimmen. Die 
Fallzahl kann bei periodisch zu erfüllenden Vor-
gaben (z. B. jährliche Wartung von Anlagen) aus 
der Häufigkeit (Erfüllung pro Jahr) und der An-
zahl der Betroffenen berechnet werden. Bei an-
lassbezogen zu erfüllenden Vorgaben ist nur die 
Anzahl der jährlichen Fälle zu schätzen. So ist 
beispielsweise bei Vorgaben für Anzeigen (z. B. 
Antrag auf Unterstützung nach dem BAföG) die 
Zahl der jährlich eingehenden Anträge zugrunde 
zu legen. 

Bei der Ermittlung des Aufwands pro Fall wer-
den die wesentlichen Tätigkeiten identifiziert, 
die zur Erfüllung einer gesetzlichen Vorgabe im 
Einzelfall zu erwarten sind. Für diese Tätigkeiten 
wird der zu erwartende Zeit-, Personal- sowie 
Sachaufwand (inklusive Gebühren) ermittelt. 
Dabei ergibt sich der Personalaufwand im Be-
reich der Wirtschaft und der Verwaltung aus der 
Arbeitszeit multipliziert mit dem Lohnsatz. Für 
die Bürgerinnen und Bürger entfällt diese Mo-
netarisierung. Dort wird nur der Zeitaufwand 
ausgewiesen. Soweit eine Ermittlung des Sach-
aufwands nicht für den Einzelfall möglich ist, 
wird ein anteiliger Sachaufwand je Fall ermittelt. 

Durch Multiplikation der Fallzahl mit dem Auf-
wand pro Fall wird der Erfüllungsaufwand für 
eine Vorgabe berechnet. Der Erfüllungsaufwand 
insgesamt bezogen auf eine bundesrechtliche 
Norm ergibt sich aus der Summe des Aufwands 
aller enthaltenen Vorgaben, sofern es mehrere 
Vorgaben gibt. 

Die Erfüllung der in § 14 GewO dargelegten 
Gewerbeanzeigepflicht betrifft zwei Normadres-
saten, die im Folgenden Gegenstand der Unter-
suchung sind. Auf der einen Seite sind dies die 
Gewerbeanzeigenden, die im Falle einer Ab- 
bzw. Ummeldung bereits eine wirtschaftliche 
Tätigkeit ausüben, im Falle einer Anmeldung ei-
ne wirtschaftliche Tätigkeit ausüben wollen. Da 

das Ziel die Ausübung einer wirtschaftlichen Tä-
tigkeit ist, werden die Gewerbemeldenden somit 
zum Normadressaten Wirtschaft gezählt. Auf der 
anderen Seite steht die Verwaltung, die unter 
Einsatz von Personal- und Sachmitteln die An-
zeigen der Gewerbeanzeigenden entgegen-
nimmt, verarbeitet und eigene Informations-
pflichten gegenüber dritten Stellen in Form der 
Weiterleitung von Daten erfüllt („Vollzugsauf-
wand“).  

Der Erfüllungsaufwand auf dem Gebiet der Ge-
werbeanzeige setzt sich somit, unter Berücksich-
tigung aller Personal- und Sachkosten sowie der 
Gebühren, aus der Erfüllung der Pflichten der 
Gewerbetreibenden und dem Vollzugsaufwand 
der Verwaltung zusammen. Die Bürokratiekos-
ten aus Informationspflichten als ein Teil der 
Aufwandsberechnung werden für die Wirtschaft 
gesondert ausgewiesen, da sich die Bundesregie-
rung bei den Kosten für die Wirtschaft einem 
konkreten Abbauziel verpflichtet hat. Dieser Teil 
erscheint auch in der Online-Datenbank der In-
formationspflichten (Web-SKM) und wird nach 
der Methodik des Standardkosten-Modells be-
rechnet. 

4.2. Kategorisierung der Tätigkei-
ten für Zwecke der Ermittlung des 
Erfüllungsaufwands 
Die gesetzlichen Vorgaben für die Normadressa-
ten Wirtschaft und Verwaltung resultieren aus § 
14 GewO.  

Für die Wirtschaft bedeutet diese Vorgabe kon-
kret, die Aufnahme eines Gewerbes, dessen Ver-
legung, die Veränderung bzw. Ausdehnung des 
Gewerbegegenstands sowie die Aufgabe des 
Gewerbes den zuständigen Behörden anzuzei-
gen. Die aus dem Standardkosten-Modell be-
kannten Standardaktivitäten der Wirtschaft wur-
den für die Berechnung der Informationspflicht 
als Teil des Erfüllungsaufwands herangezogen 
und an den projektspezifischen Inhalt wie folgt 
angepasst:
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Tabelle 2: Kategorisierung der Tätigkeiten für Zwecke der Gewerbemeldung der Wirtschaft 
 

Nr. Standardaktivität 
1 Sich über die oben genannte gesetzliche Verpflichtung informieren 
2 Fachliche Beratung in Anspruch nehmen (z. B. Steuerberater, Beratungsstellen, Rechtsbei-

stand) 
3 Daten oder Informationen sammeln und zusammenstellen (z. B. Formulare, Nachweise, Fo-

tos) 
4 Daten oder Informationen aufbereiten (einschließlich Berechnungen durchführen) 
5 Daten und Einträge prüfen 
6 Formulare ausfüllen oder ausfüllen lassen 
7 Daten oder Informationen an die zuständigen Stellen übermitteln 
8 Zahlungen anweisen (z. B. Ausfüllen des Überweisungsvordrucks) 
9 Unterlagen kopieren, abheften, abspeichern 

10 Prüfung durch öffentliche Stellen durchführen lassen (z. B. TÜV, Kontrollbesuche, Amts-
arzt) 

11 Weitere Informationen bei Behörden auf Rückfrage vorlegen (z. B. Dokumente nachreichen) 
12 An Fortbildungen, Schulungen oder Ähnlichem teilnehmen 
13 Schriftstücke aufsetzen (z. B. Brief, Fax, E-Mail) 

 

Zusätzlich können nach der Methodik des Erfül-
lungsaufwands darüber hinaus noch weitere Tä-
tigkeiten existieren, die im Zusammenhang mit 
der Erfüllung der Vorgabe erforderlich sind 
(Wege- und Wartezeiten, Inanspruchnahme von 
Beratungsleistung). Nach der Ausweisung von 
jeweils einmaligen und jährlichen Sach- sowie 
Personalkosten und der Gebühren ist der gesam-
te Aufwand der Gewerbeanzeige durch Addition 
zu erhalten. 

Für die Ermittlung des Vollzugsaufwands im Be-
reich der Verwaltung werden die Tätigkeiten be-
trachtet, die zur Bearbeitung gestellter Gewerbe-
anzeigen anfallen. Zusätzlich ergibt sich aus § 14 
GewO die Vorgabe für die Verwaltung, die Da-
ten an vorgegebene Drittstellen zu übermitteln. 

Personal- sowie Sachaufwand werden berechnet 
und anschließend addiert. Für die Berechnung 
der Sachkosten kann auf die Sachkostenpauscha-
le für einen Standardarbeitsplatz in der Bundes-
verwaltung (11.908 Euro pro Jahr)2 zurückge-
griffen werden (vgl. Kapitel 7.3 zur Berechnung 
der Sachkosten), falls die in der Realität zu er-
                                                 
 
2 Bundesministerium der Finanzen: Sachkostenpauschale 
eines Arbeitsplatzes in der Bundesverwaltung für Kosten-
berechnungen/Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, Berlin, 
April 2010 

wartenden Kosten von dieser Pauschale nicht er-
heblich abweichen. 

Zur Berechnung der Personalkosten in der Ver-
waltung wurde zunächst der Gesamtarbeitspro-
zess betrachtet. In den Interviews vor Ort konnte 
dabei der folgende Arbeitsablauf in den Gewer-
beämtern festgestellt werden: 

1. Sichten der eingereichten Unterlagen, 

2. Sortieren der eingereichten Unterlagen, 

3. Prüfung der Unterlagen auf Vollständigkeit, 

4. Prüfung der Anzeigen auf Korrektheit der 
Angaben, 

5. Stellen von Rückfragen (persönlich, schrift-
lich), 

6. Eingabe der Daten in ein elektronisches Sys-
tem, 

7. Erstellen des Zahlbelegs für die Zahlung der 
Gebühr bzw. Ausstellen der Quittung bei 
Bezahlung beim Sachbearbeiter bzw. bei der 
Sachbearbeiterin, 

8. Vorlage an den Gewerbemeldenden für die 
Kontrolle der erfassten Angaben, 

9. Aushändigung des Gewerbescheins, 

10. Ablage der Informationen, 
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11. Übermittlung der Daten und Informationen 
an andere Stellen. 

Zusätzlich konnten folgende, zum Arbeitspro-
zess gehörende Tätigkeiten identifiziert werden, 
die nur gelegentlich oder anlassbezogen stattfin-
den: 

12. Einarbeitung in neue Erlasse und Gesetzes-
änderungen, 

13. Besprechungen mit internen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, 

14. Besprechungen mit externen Personen, z. B. 
Besprechungen im Rahmen der Einführung 
der digitalen Signatur, 

15. Teilnahme an Schulungen zu Gewerbespezi-
fika, 

16. Durchführen von Beratungen. 

Alle aufgelisteten 16 Arbeitsschritte wurden in-
haltlich und zeitlich zu gröberen Tätigkeiten zu-
sammengefasst, die an die in vergangenen Pro-
jekten für die Befragung der Verwaltung genutz-
ten Standardaktivitäten angelehnt sind (vgl. Ta-
belle 3). Diese 12 Tätigkeiten wurden gewählt, 
da sie sowohl den Gesamtprozess der Gewerbe-
anzeige als auch die zusätzlichen, nicht eindeutig 
in den Verfahrensablauf einzugliedernden Pro-
zessschritte angemessen berücksichtigen.

Tabelle 3: Kategorisierung der Tätigkeiten für Zwecke der Anzeigebearbeitung in den Behörden 
 
Tätigkeit Bezeichnung Tätigkeit Anmerkungen und Erläuterung 
01 Sich mit der Informations-

pflicht vertraut machen 
Einarbeitung in neue Erlasse und Änderungen im Gesetz 

02 Daten und Informationen 
sichten und zusammenstellen, 
Vollständigkeitsprüfung 

Sichten, Sortieren, Zusammenstellen der eingereichten Un-
terlagen; Überprüfung, ob alles vollständig vorliegt 

03 Fehlende Daten oder Infor-
mationen einholen, Rückfra-
gen stellen 

Es werden nur die Rückfragen betrachtet, die während des 
Bearbeitungsprozesses gestellt werden. 

04 Formulare ausfüllen bzw. 
vervollständigen und/oder 
Daten erfassen 

Eingabe der Daten in ein elektronisches System 
 

05 Ergebnisse prüfen und ggf. 
korrigieren 

Prüfung der eigenen Eingaben durch eine andere Mitarbeite-
rin bzw. einen anderen Mitarbeiter; Bitte an den Anzeigen-
den, die Daten zu überprüfen und zu unterschreiben 

06 Abschließende Informationen 
aufbereiten 

Aushändigung des Gewerbescheins, Gebühreneinzug 

07 Informationen oder Daten ü-
bermitteln oder veröffentli-
chen 

Übermittlung der Daten und Informationen, z. B. an die sta-
tistischen Ämter oder andere Stellen; Versand von Beschei-
nigungen bei postalisch eingegangenen Anzeigen 

08 Interne oder behördenüber-
greifende Besprechungen 

Informationsaustausch mit anderen Behörden im Rahmen 
der Gewerbeanzeigen; Informationsaustausch in der eigenen 
Behörde (nur zum Thema Gewerbemeldung) 

09 Besprechungen mit Externen Institutionalisierte Besprechungen mit externen Einrichtun-
gen, z. B. Besprechungen im Rahmen der Einführung der 
digitalen Signatur 

10 Kopieren, verteilen, archivie-
ren, dokumentieren 

Kopieren von Unterlagen für den Anzeigenden, Abheften 
von Unterlagen in den Akten, Dokumentationen (z. B. Ver-
merke), die in den Akten abgeheftet werden; v. a. Archivie-
rung von Akten 
Mitgabe des Fragebogens zur steuerlichen Erfassung 

11 Fortbildungen Teilnahme an Schulungen bzw. Fortbildungen, die das 
Thema Gewerbemeldung zugrunde legen 

12 Beratungsleistungen Durchführung persönlicher, telefonischer und auch schriftli-
cher Beratungen 
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Tätigkeit „Beratungsleistung“ 

Alle Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 
führen auch Beratungen zum Thema Gewerbe-
meldung durch. Genaue Zeitangaben für Bera-
tungsleistungen konnten von ihnen nicht zuver-
lässig angegeben werden, da häufig Beratungen 
auch während einer Anzeige, z. B. während der 
Erfassung der Anzeige, durchgeführt werden. 
Manchmal entsteht ein Beratungsgespräch auch 
aus einer eigentlich beabsichtigten Meldesituati-
on heraus, weil dem Meldenden dann klar wird, 
dass er weitere Unterlagen benötigt oder sonstige 
zusätzliche Informationen einholen möchte. In 
den meisten Ämtern wird die Beratung sowohl 
telefonisch als auch schriftlich oder im persönli-
chen Gespräch durchgeführt, je nachdem, in 
welcher Form die Anfrage eintrifft.  

Etwa 25 Prozent aller befragten Gewerbetrei-
benden gaben an, eine Beratungsleistung in An-
spruch genommen zu haben. Diese Beratungen 
finden nicht immer ausschließlich in den Gewer-
bemeldestellen statt. Auch Steuerberater oder 
Notare wurden genannt und flossen in den Zeit-

aufwand für „Beratung in Anspruch nehmen“ 
ein.  

Um die von den Gewerbemeldenden extern in 
Anspruch genommene Beratungsleistung auszu-
klammern, wird für die Gewerbemeldestellen ein 
geringerer Beratungsaufwand angesetzt. Dieser 
Aufwand entspricht den Angaben der Ämter und 
auch den eigenen Beobachtungen. Die Bera-
tungsstellen sind in den meisten Ämtern auch 
diejenigen Stellen, die die Gewerbeanzeige ent-
gegennehmen, bearbeiten und den Gewerbe-
schein ausstellen. Ein separates Informations-
zentrum gibt es meist nicht. Die Beratungsleis-
tungen werden während der regulären Arbeits-
zeit durchgeführt. Auch bei Sprechstunden wird 
das Telefon meist nicht umgestellt, da in Leer-
laufzeiten auch parallel Telefonanrufe ange-
nommen werden. 

Die Zeiten für die einzelnen 16 Tätigkeiten wur-
den gemessen und den 12 Arbeitsschritten zuge-
ordnet. Die Summe der Einzelzeiten stellt die 
Gesamtzeit dar, die für die Bearbeitung einer 
Gewerbemeldung benötigt wird. 
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5. Datenerhebung
Für die Datenerhebung bei den Gewerbemelden-
den wurden verschiedene Wege der Kontaktauf-
nahme gewählt. Neben Internetrecherchen und 
Auswertungen des Handelsregisters bezüglich 
Neuanmeldungen wurden auch die Gewerbe-
meldestellen um Mithilfe gebeten. Diese haben 
in einem Zeitraum von etwa vier Wochen dieje-
nigen Personen um Beteiligung am Projekt gebe-
ten, die vor Ort eine Gewerbeanzeige abgegeben 
haben. Diese Personen erhielten einen Flyer zum 
Thema Bürokratieabbau und ein Anschreiben 
des Statistischen Bundesamtes, auf dem für die 
Teilnahme an einem Interview geworben wurde. 
Befragungsbereite Gewerbetreibende konnten 
sich über eine kostenlose Hotline telefonisch 
beim Statistischen Bundesamt melden und wur-
den sofort oder nach Terminabsprache inter-
viewt. Ebenfalls telefonisch kontaktiert wurden 
neugegründete Firmen aus dem Handelsregister; 
einige erhielten die Unterlagen auch schriftlich. 

Bei den Vor-Ort-Terminen wurden diejenigen 
Personen befragt, die während der jeweiligen 
Sprechstunden eine Gewerbemeldung vornah-
men. Insgesamt wurden 149 Interviews reali-
siert, die auch in die Auswertung einflossen. Von 
diesen wurden 33 Prozent persönlich vor Ort, 31 
Prozent telefonisch und 36 Prozent schriftlich 
durchgeführt.  

Der Fragebogen (vgl. Anhang 2) war für die 
Zwecke der Gewerbeummeldung und -
abmeldung in fünf bzw. für die Anmeldenden in 
sechs inhaltliche Bereiche untergliedert:  

Teil A: Angaben zum Gewerbe, zu den benötig-
ten Unterlagen und zu dem Sachver-
halt, ob es sich um eine An-, Um- oder 
Abmeldung handelt, 

Teil B: Angaben zum Zeitaufwand für die An-
zeigenbearbeitung und zu den Wege- 
und Wartezeiten, 

Teil C: Angabe zu den dabei angefallenen Kos-
ten und Gebühren, 

Teil D: Hinweise zu Vereinfachungen (fester 
Bestandteil des Fragebogens im Rah-
men der Bürokratiekostenmessung), 

Teil E: Hinweise zum Formular und zu dessen 
Übermittlung, 

Teil F: Spezielle Angaben nur für den Gewer-
beanmeldenden. 

 
Da die Inhalte der Gewerbean-, -um- und -
abmeldeformulare gesetzlich geregelt sind, be-
steht für Länder und Kommunen nur die Mög-
lichkeit, die Formulare geringfügig in der An-
ordnung der Felder zu variieren, was bei den 
Gewerbeanzeigenden zu keinen nennenswerten 
Zeit- bzw. Aufwandsunterschieden führte. Es 
werden daher nur Gesamtergebnisse über alle 
Anzeigenden ausgewiesen, unterteilt nach Ge-
werbeanmeldung und Um- bzw. Abmeldung. 

Für die Befragung der Verwaltung wurden 22 
Gewerbemeldestellen in sechs Bundesländern 
befragt. Die Befragung fand in zwei Stufen statt: 
In einem ersten Schritt wurden telefonische Vor-
gespräche mit den Gewerbemeldestellen geführt. 
In diesen Gesprächen wurden Termine für ein 
Vor-Ort-Gespräch vereinbart, aber auch bereits 
einige ausgewählte organisatorische Fragen an-
hand eines Gesprächsleitfadens behandelt.  

Inhaltliche Schwerpunkte des Leitfadens waren: 

• Organisatorische Angaben über die Gewer-
bemeldestellen (Zahl der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, Öffnungs- bzw. Servicezei-
ten), 

• Informationen zu der Art der Datenübermitt-
lungen an andere Institutionen, 

• Anzahl der Gewerbeanzeigen, unterteilt in 
An-, Um- und Abmeldungen in 2009 und 
die Art der Abgabe der Gewerbemeldungen, 

• Informationen zu den häufigsten Fehlerquel-
len bei der Gewerbeanzeige, 

• Existenz behördeninterner Statistiken im Be-
reich der Gewerbemeldungen, 

• Existenz einer speziellen, eventuell bundes-
landseinheitlichen Software. 
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Im zweiten Schritt wurde in einem Vor-Ort-
Termin der tatsächliche Ablauf des Gewerbe-
meldeprozesses in den entsprechenden Melde-
stellen mit den Sachbearbeiterinnen und Sachbe-
arbeitern besprochen und im Rahmen der Servi-
cezeiten soweit möglich beobachtet. Die Befrag-
ten schilderten auch den Arbeitsprozess und die 
Zeitaufwände, die für die jeweiligen Schritte nö-
tig sind. Diese Einzelzeitwerte wurden im nächs-
ten Schritt soweit möglich zusammen mit den 
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern den o. 
g. 12 Arbeitsschritten zugeordnet. Im Vorder-
grund stand jeweils der direkte, mit der Anzei-
genbearbeitung verbundene Erfüllungsaufwand.  

Dieses mehrstufige Verfahren hat sich in der 
Praxis bewährt. Der erste telefonische Termin 
wurde so vereinbart, dass die Sachbearbeiterin-
nen und Sachbearbeiter außerhalb ihres Kunden-
verkehrs Auskünfte geben konnten. Dieser wur-
de außerdem relativ knapp gehalten und nahm in 
der Regel nicht mehr als 20 Minuten in An-
spruch. Mit dem Telefonat und dem sich an-
schließenden Vor-Ort-Besuch von zwei Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern des Statistischen 
Bundesamtes konnte der Verwaltungsprozess 
ausführlich abgebildet und analysiert und der auf 
eine Einzelmeldung bezogene Vollzugsaufwand 
dargestellt werden.
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6. Prozess der Gewerbemeldung 
Für die Anzeige eines Gewerbes sind gemäß § 
14 Abs. 4 GewO spezielle Formblätter vorhan-
den (vgl. Anhang 1):  

Für die Anmeldung ist der Vordruck GewA1, für 
die Verlegung des Betriebes bzw. die Verände-
rung des Gewerbegegenstands der Vordruck 
GewA2 und für die Abmeldung der Vordruck 
GewA3 zu verwenden.  

Für die Gewerbeanmeldung, die -ummeldung  

und die -abmeldung gibt es somit jeweils eigene 
Formblätter. Häufig sind diese auch farblich un-
terschiedlich gestaltet, um die auf den ersten 
Blick sehr ähnlichen Formblätter leichter unter-
scheiden zu können. Bei den Formblättern sind 
jeweils 31 Merkmale anzugeben, danach folgen 
mit der Nummer 32 und 33 das Datum und die 
Unterschrift. 

Schaubild 2 zeigt den gesamten Prozess der Ge-
werbemeldung.

Schaubild 2: Prozess der Gewerbemeldung, Bearbeitung und Datenweiterleitung 

 Wirtschaft 

Information über gesetzliche 
Vorschriften zur Gewerbeanzeige 

Zusammenstellen der Nachweise 

Beschaffung des Formblatts 

Ausfüllen des Formblatts 

Übermittlung der Anzeige 

Verwaltung 

Eingang der Unterlagen 

Vollständigkeitsprüfung 

Klärung unplausibler Angaben 

Datenerfassung 

Einzug der Gebühr 

Prüfung durch Sachbearbeiter 
und/oder Anzeigenden 

Entrichten der Gebühr 

Abheften der Unterlagen Erstellung und Aushändigung des 
Gewerbescheins 

Übermittlung an andere Stellen 

Beantwortung von Rückfragen 

Vertraut machen mit gesetzlichen 
Unterlagen 

Kopieren, Ablage 
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Optional 
 
entfällt meist bei Um-/Abmeldung 
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Aus dem in Schaubild 2 dargelegten Prozess der 
Gewerbemeldung ergeben sich folgende konkre-
te Tätigkeiten für den Gewerbeanmeldenden: 

Sich über die gesetzliche Verpflichtung infor-
mieren 
Personen, die ein Gewerbe anmelden möchten, 
holen vor dem Kontakt zur Gewerbemeldestelle 
häufig bereits erste Informationen im Internet 
ein, um sich zu erkundigen, welche Unterlagen 
für die Meldung benötigt werden. Die entspre-
chenden Formblätter stehen oftmals ebenfalls im 
Internet zur Verfügung. Auch andere Personen 
wie Freunde, Familie oder Steuerberater werden 
gefragt. Häufig findet die Abwicklung der Ge-
werbeanzeige vor Ort in den Meldestelle statt 
und die Meldenden holen vor oder während des 
Anmeldeprozesses im Gespräch mit der Sach-
bearbeiterin bzw. dem Sachbearbeiter fehlende 
Informationen ein. Nur in wenigen Fällen wird 
die Anzeige des Gewerbes dann verschoben. 

Daten oder Informationen sammeln bzw. Unter-
lagen/Nachweise zusammenstellen 
In vielen Gewerbemeldestellen reichen der Per-
sonalausweis und das ausgefüllte Formblatt für 
die Gewerbeanmeldung. Teilweise genügt sogar 
nur der Personalausweis, da die Gewerbeanmel-
dung dann direkt am Computer erfasst und aus-
gedruckt wird. In einigen Fällen müssen jedoch 
weitere Unterlagen und Nachweise vorgelegt 
werden. Dazu gehören Erlaubnisse, Registeraus-
züge oder sonstige Zeugnisse. Der Aufwand für 
die Anzeigenden ist in diesen Kommunen erheb-
lich höher, da die Unterlagen vor dem Besuch 
der Behörde angefordert werden müssen. 

Formulare ausfüllen oder ausfüllen lassen 
Für die Gewerbeanmeldung gibt es ein eigen-
ständiges Formular, das meist auf den Internet-
seiten der Kommunen zu finden ist. Einige Äm-
ter lassen sich das Formular ausgefüllt vorlegen 
und übernehmen dann die Daten in ihr Daten-
bank-System. Andere Ämter verzichten auf das 
vorausgefüllte Formular und erfassen die Ge-
werbemeldung direkt am Computer. 

Daten oder Informationen an die zuständigen 
Stellen übermitteln 
In drei Viertel der Fälle kommen die Gewerbe-
meldenden persönlich in die Gewerbemeldestel-
le, um ihre Anmeldung abzugeben. Der Auf-
wand für die Übermittlung an die zuständige 
Stelle fällt dann sehr gering aus. Dennoch ist 
auch der Anteil derer, die ihre Anzeige in schrift-
licher Form übermitteln, in einigen Behörden be-
reits recht hoch; in einigen Kommunen haben 
die Gewerbemeldenden die Möglichkeit, die 
Gewerbemeldung auszufüllen, zusammen mit 
der Kopie des Personalausweises einzuscannen 
und per E-Mail an die Gewerbemeldestelle zu 
übermitteln. In den Fällen, in denen dieser elekt-
ronische Weg akzeptiert ist, ist der Zeitaufwand 
sogar höher, da meist die Unterlagen mit Unter-
schrift im Original zusätzlich vorgelegt werden 
müssen.  

Fehlende oder unplausible Angaben der Gewer-
bemeldenden werden von den Sachbearbeiterin-
nen und Sachbearbeitern bei persönlicher Mel-
dung sofort geklärt. Gehen die Gewerbemeldun-
gen postalisch ein, werden meist schriftliche 
Rückfragen verfasst. 

Zahlungen anweisen (Gebühr entrichten) 
Die Struktur der Gebühren ist in den teilneh-
menden Kommunen eines Bundeslandes häufig 
ähnlich. So wird z. B. in den befragten Kommu-
nen in Brandenburg immer zwischen der Gebühr 
für natürliche Personen und der für juristische 
Personen unterschieden. Jedoch konnte dies 
nicht flächendeckend über alle Bundesländer 
festgestellt werden. In einigen Kommunen wird 
außerdem zwischen der schriftlichen und der 
persönlichen Anzeige differenziert. Die Gebühr 
für eine Anmeldung liegt zwischen 20 Euro und 
26 Euro für natürliche Personen, für juristische 
Personen – sofern unterschieden – zwischen 20 
und 31 Euro. Einige Kommunen haben zusätzli-
che Unterteilungen der Gebühren; so wird teil-
weise bei einem Umzug in eine andere Kommu-
ne eine höhere Gebühr fällig. Die Gebühr ist 
entweder vor Ort zu bezahlen oder per Überwei-
sung zu begleichen. Ein Beleg hierfür ist der 
Gewerbemeldestelle mitzuschicken. 
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Unterlagen kopieren, abheften 
Eventuell sind Unterlagen zu kopieren, z. B. der 
Personalausweis im Falle einer postalischen 
Anmeldung. Außerdem sind die Gewerbeanmel-
dung und eventuell benötigte Auszüge abzuhef-
ten und aufzubewahren, da sie im Falle einer 
Um- oder Abmeldung der Gewerbemeldestelle 
wieder vorgelegt werden müssen. 

Bei der Gewerbeum- bzw. -abmeldung entfal-
len im Vergleich zur Gewerbeanmeldung die 
Standardaktivitäten „Information über gesetzli-
che Vorschriften zur Gewerbeanzeige“ und „Zu-
sammenstellen der Nachweise“ (vgl. Schaubild 
2). Die Gewerbetreibenden müssen sich somit 
nicht noch einmal neu mit der Informations-
pflicht vertraut machen, und auch das Zusam-
menstellen von Informationen entfällt, da norma-
lerweise lediglich die Anmeldung zur Gewerbe-
meldestelle mitgebracht werden muss. 

Formulare ausfüllen oder ausfüllen lassen 
Auch für die Um- bzw. Abmeldung stehen die 
Formblätter meist im Internet zur Verfügung. 
Diese müssen in manchen Ämtern vom Gewer-
bemeldenden ausgefüllt werden, andere über-
nehmen auch hier die Angaben direkt in ihr Da-
tenbank-System. Der Zeitaufwand ist geringer 
als bei einer Anmeldung, da die persönlichen 
Daten der meldenden Person oder Personen im 
System bereits angelegt sind. 

Daten oder Informationen an die zuständigen 
Stellen übermitteln 
Die Übermittlung der Daten erfolgt – wie auch 
bei der Gewerbeanmeldung – persönlich oder 
per Post, Fax oder PDF. Der Zeitbedarf ist daher 
verglichen mit der Anmeldung identisch. 

Auch hier werden Rückfragen der Sachbearbei-
terinnen und Sachbearbeiter an die Gewerbe-
meldenden meist direkt vor Ort während des Be-
arbeitungsprozesses geklärt. 

Zahlungen anweisen (Gebühr entrichten) 
In vielen der besuchten Kommunen ist die Ge-
werbeabmeldung kostenfrei. Ummeldungen da-
gegen sind kostenpflichtig. Die Gebühren liegen 
zwischen 7,50 Euro und 25 Euro. Abmeldungen 
sind, falls sie nicht kostenfrei sind, oft günstiger 
als An- und Ummeldungen; die Gebühr beträgt 
bis zu 20 Euro. 

Die durchschnittliche Zeit für das Anweisen der 
Zahlung ist somit bei der Ab- und Ummeldung 
kürzer als bei der Anmeldung, da dieser Arbeits-
schritt nicht immer erforderlich ist. 

Unterlagen kopieren, abheften 
Unterlagen sind, identisch zur Anmeldung, zu 
kopieren und mitzuschicken bzw. abzuheften 
und aufzubewahren. Der Zeitaufwand ist iden-
tisch mit dem der Gewerbeanmeldung. 

Weitere Tätigkeiten, die zur Erfüllung der ge-
setzlichen Vorgabe der Gewerbeanzeige anfal-
len, sind: 

• Wege- und Wartezeiten  
Nicht alle der befragten Personen gaben an, 
Wege- und Wartezeiten zu haben sowie Be-
ratung zu benötigen, sodass – gerade im 
Hinblick auf den Vergleich der für dieses 
Projekt wichtigen Übermittlungswege – hier 
eine anteilige Ausweisung sinnvoll er-
scheint. Von den befragten Personen bevor-
zugen ca. 75 Prozent die persönliche Abga-
be, für die auch Wege- und Wartezeiten an-
fallen. Für die Abwicklung der Gewerbean-
zeige sind daher zwei Segmente angelegt 
worden. Die Berechnung erfolgt getrennt – 
für den Fall eventueller Entlastungsszenarien 
kann dann auch dort der jeweilige Anteil he-
rausgezogen werden. 
Wenn der persönliche Zeitaufwand für We-
ge- und Wartezeit (Segment A) entfällt, 
werden dafür Portokosten fällig. Diese pos-
talische Abwicklung (Segment B) bevorzu-
gen etwa 25 Prozent der Gewerbeanzeigen-
den. Die restlichen Fälle (online, Fax) lagen 
in der Stichprobe unter 5 Prozent und wer-
den daher nicht explizit ausgewiesen. Diese 
Werte gelten sowohl für die Anmeldung als 
auch für die Um- und Abmeldung. 

• Inanspruchnahme von Beratungsleistung 
Die Beratungsleistung, die im vorangegan-
genen Kapitel ausführlich erläutert wurde, 
wird im Ergebnisteil (vgl. Kapitel 7) eben-
falls anteilig und separat ausgewiesen. Diese 
wurde in dem Projekt als wichtige Belas-
tungsgröße identifiziert. Beratung in An-
spruch nehmen zu können stellt für die Ge-
werbemeldenden eine wichtige Hilfe dar.  
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Für die Verwaltung ergeben sich aus dem in 
Schaubild 2 dargelegten Prozess der Gewerbe-
meldung folgende konkrete Tätigkeiten: 

Sich mit der Informationspflicht vertraut ma-
chen 
Die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter sind 
mit der Bearbeitung der Gewerbeanzeige grund-
sätzlich vertraut. Sollten jedoch neue Informati-
onen, Erlasse oder Verwaltungsvorschriften zu 
berücksichtigen sein, so bereitet der oder die 
Vorgesetzte diese Informationen auf und stellt 
sie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur 
Verfügung. Diese machen sich mit den Neue-
rungen vertraut und legen die Informationen (in 
Papierform oder elektronisch) ab. Diese Tätig-
keit erfolgt nicht in jedem Prozessablauf der Be-
arbeitung einer Gewerbeanzeige und ist daher in 
Schaubild 2 grau hinterlegt. 

Daten und Informationen sichten und zusam-
menstellen, Vollständigkeitsprüfung 
Zu dieser Tätigkeit gehören zunächst das Sich-
ten, das Sortieren und die Prüfung aller einge-
henden bzw. vorgelegten Unterlagen für eine 
Gewerbeanzeige. Auch die Prüfung der Voll-
ständigkeit der Unterlagen sowie die Kontrolle 
der Korrektheit der Angaben im Formular fallen 
unter diese Tätigkeit.  

Fehlende Daten oder Informationen einholen, 
Rückfragen stellen 
Das Einholen von fehlenden Informationen oder 
Unterlagen persönlicher Anzeigen erfolgt im 
Gespräch und nimmt wenig Zeit in Anspruch. 
Bei nicht persönlich abgegebenen Gewerbemel-
dungen ist der Zeitaufwand höher, da für fehlen-
de Informationen Nachforderungen postalisch 
verschickt werden. 

Formulare ausfüllen bzw. vervollständigen 
und/oder Daten erfassen 
Die Sachbearbeiterin bzw. der Sachbearbeiter 
erfasst die Gewerbemeldung am Computer. In 
einigen Fällen liegt ein Papierdokument vor; 
häufig wird die Gewerbemeldung jedoch direkt 
mit dem Anzeigenden in das Programm einge-
geben. 

Ergebnisse prüfen und ggf. korrigieren 
Hierunter fallen alle Tätigkeiten, die mit der Ü-
berprüfung der Daten zu tun haben. Meist erfolgt 
diese Prüfung durch den Gewerbeanzeigenden 
selbst, der vor der Unterschrift seine Daten 
nochmals kurz überprüft. Auch die Sachbearbei-
terin bzw. der Sachbearbeiter überprüft die ein-
gegebenen Daten. 

Abschließende Informationen aufbereiten 
Diese Tätigkeit umfasst den Einzug der Gebühr 
und das Ausstellen des Gewerbescheins. 

Informationen oder Daten übermitteln oder ver-
öffentlichen 
Hierzu zählt die Übermittlung der Daten an die 
gesetzlich festgelegten Drittstellen. Ebenfalls zu 
diesem Arbeitsschritt gehört der postalische Ver-
sand des Gewerbescheins. 

Kopieren, verteilen, archivieren, dokumentieren 
Hier weisen die einzelnen Gewerbeämter große 
Unterschiede im Arbeitsablauf auf. Vom reinen 
Aufbewahren der Meldungen im System bis zum 
Anlegen umfangreicher Akten je Gewerbetrei-
bendem konnte alles bei den befragten Kommu-
nen beobachtet werden. Lediglich der Beleg über 
die Zahlung der Gebühr wurde in allen Ämtern 
in Akten abgelegt, da dieser für mehrere Jahre 
aufbewahrt werden muss. 

Eine weitere Tätigkeit, die für den Vollzug an-
fällt, ist die Beratungsleistung. Die Beratungs-
leistung wird – wie auf Seiten der Gewerbemel-
denden – ebenfalls anteilig einberechnet. Bera-
tung zu leisten bedeutet für die Behörden Zeit-
aufwand. Sie stellt jedoch auch eine wichtige 
Dienstleistung dar. 
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7. Erfüllungsaufwand beim Prozess der Gewerbemeldung

7.1. Ergebnisse im Überblick 
Im Jahr 2009 gab es in Deutschland insgesamt 
864.415 Gewerbeanmeldungen, 728.318 Ab-
meldungen und 295.987 Ummeldungen.3 Für 
diese insgesamt knapp 1,9 Mio. Gewerbeanzei-
gen (Fallzahl) ergibt sich ein jährlicher Erfül-
lungsaufwand von ca. 87 Mio. Euro (vgl. Tabel-
le 4). Dabei entfallen auf den Normadressaten 
Wirtschaft etwa 80 Prozent der Belastung (ca. 69 
Mio. Euro) und auf den Normadressaten Verwal-
tung (Vollzugsaufwand) rund 20 Prozent (ca. 17 
Mio. Euro).  

Tabelle 4: Gesamtergebnis Erfüllungsauf-
wand Gewerbeanzeigeverfahren 
Erfüllungsaufwand Gewerbeanzeigeverfah-
ren (in Tsd. Euro) 86.684,04
Erfüllungsaufwand Wirtschaft (in Tsd. Eu-
ro) 69.210,23
   Teil A: Gewerbeanmeldung 44.119,02
   Teil B: Gewerbeab-/-ummeldung 25.091,20
Erfüllungsaufwand Verwaltung (in Tsd. 
Euro) 17.473,81

 

Der auf Bundesebene hochgerechnete Gesamt-
aufwand der Gewerbeanzeige basiert auf Daten 
aus 149 Interviews, die persönlich, schriftlich 
oder telefonisch durchgeführt wurden. Von den 
befragten Personen gaben 120 an, eine Gewer-
beanmeldung abgegeben zu haben, 9 eine Ab- 
und 20 eine Ummeldung. Es zeigte sich, dass der 
Meldeprozess aufgrund des unterschiedlichen 
Zeitaufwands für einzelne Tätigkeiten in den 
Aufwand für die Gewerbeanmeldung und den 
Arbeitsaufwand für die Gewerbeum- bzw.  

                                                 
 
3 Die Zahl umgemeldeter Gewerbe wird seit 2006 
statistisch nicht mehr erhoben. Daher wurde eine 
Schätzung auf Basis der Ergebnisse der vorliegen-
den Befragung vorgenommen. In den am Projekt 
beteiligten 22 Gemeinden wurden in 2009 insgesamt 
116.845 Gewerbemeldungen abgegeben. 47 Prozent 
der Meldungen waren Gewerbeanmeldungen, 34 
Prozent Gewerbeabmeldungen und 19 Prozent Ge-
werbeummeldungen. Die für die weiteren Berech-
nungen in diesem Bericht zugrunde gelegte Zahl der 
Ummeldungen wurde auf dieser Basis geschätzt. 
 

-abmeldung unterteilt werden muss. Da die Ge-
werbeanmeldung in der Regel zum ersten Mal 
durchgeführt wird und folglich bei den Anmel-
denden keine Erfahrungswerte vorliegen, fällt 
bei den Anmeldenden ein höherer Arbeitsauf-
wand an als bei der Um- und Abmeldung, bei 
der sowohl auf Erfahrungen aus dem Anmelde-
verfahren als auch auf bereits vorliegende Unter-
lagen zurückgegriffen werden kann. Für den 
Vollzugsaufwand der Verwaltung findet eine 
Unterteilung in Gewerbeanmeldung und Gewer-
beum- bzw. -abmeldung nicht mehr statt, da dort 
im Rahmen der Messung keine signifikanten 
Unterschiede in der Belastung zu erkennen wa-
ren. 

Neben dem Gesamtaufwand für das Gewerbean-
zeigeverfahren lässt sich der Aufwand pro An-
zeige errechnen, der für einen Gewerbeanzei-
genden anfällt. Für die Gewerbeanmeldung sind 
dies – im Falle der persönlichen Abwicklung – 
ca. 54 Euro pro Fall. Wird die Gewerbeanmel-
dung postalisch vollzogen, so ergeben sich ca. 42 
Euro. Für die Gewerbeummeldung bzw. -
abmeldung fallen für die persönliche Abwick-
lung Kosten von ca. 27 Euro pro Fall an; für die 
postalische Abwicklung bedeutet dies für ein 
Unternehmen einen monetarisierten Aufwand 
von ca. 16 Euro.  

Im Folgenden wird zunächst der Erfüllungsauf-
wand der Wirtschaft, unterteilt in die Gewerbe-
anmeldung sowie die Gewerbeummeldung und -
abmeldung, und anschließend der Vollzugsauf-
wand der Verwaltung näher beschrieben. 
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7.2. Erfüllungsaufwand der Wirt-
schaft 

7.2.1. Gewerbeanmeldung 
Die Gesamtkosten der Wirtschaft in Höhe von 
rund 44 Mio. Euro für die Gewerbe 

 

 

anmeldung (vgl. Tabelle 4) teilen sich etwa 
hälftig in ca. 21 Mio. Euro Personalaufwand 
und ca. 23 Mio. Euro Sachaufwand auf (vgl. 
Tabelle 5, Zeile 11 und 14). 

 

Tabelle 5: Erfüllungsaufwand bei der Gewerbeanmeldung 

  Fallzahl Wirtschaftszweig Qualifikationsniveau 
Gesetzliche Grund-
lage 

  
Teil A: 
Gewerbeanmeldung 864.415 A-O* Durchschnitt 

§ 14 Abs. 1 Satz 1 
i. V. m. Abs. 2, 3 
und 4 Nr. 1 GewO 

        

    
jährlich 

(in Tsd. Euro)

  Tätigkeiten zur Erfüllung der Vorgabe 
Zeitaufwand je Fall 
(Min.) 

Zugrunde geleg-
ter Lohnsatz 
(in Euro)** 

Kosten pro Fall 
(in Euro)   

1 Sich über die gesetzliche Verpflichtung in-
formieren 5 2,5   

2 Daten oder Informationen sammeln und zu-
sammenstellen 2 1,0   

3 Formulare ausfüllen oder ausfüllen lassen 10 5,1   
4 Daten oder Informationen an die zuständigen 

Stellen übermitteln 2 1,0   
5 Zahlungen anweisen 2 1,0   
6 Unterlagen kopieren, abheften 2

30, 2

1,0   
7 Gesamt 23 - 11,6 10.007,04

       
8 Inanspruchnahme von Beratungsleistung 

(anteilig 25%) 
(Fallzahl: 864.415 * 0,25 = 216.104) 30 30,2 15,1 3.263,17

       
 Segment A: Persönliche Abwicklung  

(Fallzahl: 864.415 * 0,75 = 648.311)      
9 Wegezeit (anteilig 75%) 15 30,2 7,6 4.894,75

10 Wartezeit (anteilig 75%) 10 30,2 5,0 3.263,17
11 Personalkosten insgesamt       21.428,13

         

    jährlich 
(in Tsd. Euro)

    
  

Kosten pro Fall  
(in Euro)   

12 Anmeldegebühr von ca. 26 Euro      26,0 22.474,79
          
  Segment B: Postalische Abwicklung  

(Fallzahl: 864.415 * 0,25 = 216.104)         
13 Portokosten (anteilig 25%)     1,0 216,10
14 Sachaufwand insgesamt       22.690,89

        
15 Erfüllungsaufwand Gewerbeanmeldung 

insgesamt       44.119,02
*      Statistisches Bundesamt: Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003) 
**    Durchschnittliches Lohnniveau über die Wirtschaftszweige A bis O gemäß Klassifikation der 
        Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003) 
 

Personalkosten 

Bei der Gewerbeanmeldung fallen Tätigkeiten 
an wie z. B. sich über die gesetzliche Informati-
onspflicht zu informieren oder das Formular 
auszufüllen. Wie viel Zeit für jede einzelne Tä-
tigkeit im Rahmen der Gewerbeanmeldung be-

nötigt wird, ist Tabelle 5, Zeile 1 bis 6, zu ent-
nehmen. Ingesamt nimmt die Gewerbeanmel-
dung im Median über alle Befragten 23 Minuten 
in Anspruch (vgl. Tabelle 5, Zeile 7).  

Nimmt man eine Monetarisierung des Zeitauf-
wands vor, dann ergeben sich Kosten für eine 
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Gewerbeanmeldung in Höhe von 11,60 Euro 
(ohne Wege- und Wartezeiten sowie Beratungs-
leistung).4 Für die über 864.000 Gewerbeanmel-
dungen im Jahr entsteht so ein Erfüllungsauf-
wand aufgrund der Durchführung der dafür not-
wendigen Tätigkeiten von ca. 10 Mio. Euro (vgl. 
Tabelle 5, Zeile 7). 

Die Beratungsleistung, auf die bereits an voran-
gegangener Stelle im Text hingewiesen wurde, 
ist in diesem Projekt als wichtige Aufwandsgrö-
ße identifiziert worden und wird daher anteilig 
und separat ausgewiesen. Im Schnitt nimmt ca. 
ein Viertel der Gewerbeanzeigenden Beratung in 
Anspruch und benötigt dafür 30 Minuten. Nach 
der Monetarisierung ergibt sich somit ein Auf-
wand von 15,10 Euro je Fall. Werden diese Kos-
ten je Fall mit der Fallzahl der in Anspruch ge-
nommenen Beratung (216.104) multipliziert, er-
gibt sich ein Aufwand in Höhe von rund 3 Mio. 
Euro (vgl. Tabelle 5, Zeile 8). 

Ungefähr drei Viertel aller Gewerbeanmelden-
den geben ihre Anmeldung persönlich bei der 
entsprechenden Behörde ab. Hierdurch bleiben 
ihnen zwar Portokosten erspart (siehe Sachauf-
wand), es entstehen aber Wegezeiten in Höhe 
von 15 Minuten und Wartezeiten in den Behör-
den in Höhe von durchschnittlich 10 Minuten. 
Auch diese Zeiten werden monetarisiert, sodass 
pro Fall zusätzliche Kosten in Höhe von 7,60 
Euro (aus den Wegezeiten) bzw. 5 Euro (aus den 
Wartezeiten) anfallen. Da nur drei Viertel eine 
persönliche Abgabe bevorzugen, werden diese 
Kosten mit einer reduzierten Fallzahl in Höhe 
von rund 650.000 multipliziert. Der Erfüllungs-
aufwand beträgt für die Wegezeiten daher insge-
samt knapp 5 Mio. Euro und für die Wartezeiten 
rund 3 Mio. Euro (vgl. Tabelle 5, Zeile 9 bis 10).  

Insgesamt ergeben sich somit aufgrund der aus-
zuführenden Tätigkeiten, der Inanspruchnahme 
von Beratungsleistung und den Wege- und War-
tezeiten die genannten Personalkosten in Höhe 
von rund 21 Mio. Euro. 

                                                 
 
4 Angesetzt wird hier der durchschnittliche Lohnsatz für 
die Wirtschaft (Wirtschaftszweige A-O) von 30,20 Euro 
(vgl. Leitfaden für die Ex-Ante-Abschätzung der Bürokra-
tiekosten nach dem Standardkosten-Modell, Berlin, No-
vember 2008). 

Sachaufwand 

Sachaufwand entsteht bei der Gewerbeanmel-
dung durch Portokosten und anfallende Gebüh-
ren. Er beträgt insgesamt rund 23 Mio. Euro. 
Während die Gebühren mit knapp 22,5 Mio. Eu-
ro den Großteil des Sachaufwands ausmachen, 
tragen die Portokosten lediglich mit rund 
200.000 Euro zum Sachaufwand bei. Dies liegt 
zum einen daran, dass das Porto mit gerundet ei-
nem Euro pro Fall moderat ausfällt, und zum an-
deren daran, dass nur rund ein Viertel der Ge-
werbeanmeldenden die Anmeldung per Post ab-
gibt. Das Porto fällt also nur für wenige Anmel-
dende an. 

Wird ein Gewerbe angemeldet, so werden Ge-
bühren fällig. Die Gebühr pro Gewerbeanmel-
dung liegt im Schnitt bei 26 Euro. Da die An-
meldegebühr bei jeder Anmeldung zu zahlen ist, 
ergibt sich die bereits genannte Belastung in Hö-
he von knapp 22,5 Mio. Euro (vgl. Tabelle 5, 
Zeile 12).  

Kosten pro Fall 

Tabelle 6: Kosten pro Fall der Gewerbean-
meldung 

 
Die Ausweisung des Aufwands pro Fall wurde 
in die zwei Segmente der persönlichen und der 
postalischen Abwicklung unterteilt (vgl. Tabelle 
6). Im Rahmen der persönlichen Abwicklung 
werden somit Wege- und Wartezeiten (7,60 Euro 
und 5 Euro), für die postalische Abwicklung 
Portokosten (1 Euro) berechnet. 

Für beide Segmente kommt jeweils der Aufwand 
aus den Tätigkeiten zur Erfüllung der Vorgabe 
(Prozess; 11,60 Euro), die Gebühr (26 Euro) so-
wie die Kosten für die Inanspruchnahme der Be-
ratungsleistung hinzu. Für die Beratungsleistung 
gilt in Bezug auf die Berechnung des Gesamt-
aufwands die Annahme, dass ca. ein Viertel der 

Persönliche 
Abwicklung 

11,60 € (Prozess)  
+ 7,60 € (Wegezeit)  
+ 5 € (Wartezeit) 
+ 26 € (Gebühr)  
+ 3,80 € (anteilige Inanspruchnahme der Bera-
tungsleistung: 7,5 min. * 30,2 € / 60 = 3,80 €)  
= 54 Euro pro Fall 

Postalische 
Abwicklung 

11,60 € (Prozess)  
+ 1 € (Porto) 
+ 26 € (Gebühr)  
+ 3,80 € (anteilige Inanspruchnahme der Bera-
tungsleistung: 7,5 min. * 30,2 € / 60 = 3,80 €)  
= 42,40 Euro pro Fall 
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Unternehmen eine Beratungsleistung von im 
Mittel 30 Minuten in Anspruch nehmen. Für die 
Ausweisung der Kosten pro Fall musste daher 
eine Umrechnung erfolgen, unter der Annahme, 
dass nicht jeder Vierte 30 Minuten in Anspruch 
nimmt, sondern jeder Gewerbeanzeigende 7,5 
Minuten. Es ergibt sich ein Wert von ca. 3,80 
Euro. Durch Addition aller genannten Posten 
kostet eine Gewerbeanmeldung bei persönlicher 
Abwicklung 54 Euro und bei postalischer Ab-
wicklung 42,40 Euro. 

7.2.2. Gewerbeum-/-abmeldung 
Nach Tabelle 4 entfallen von den insgesamt rund 
69 Mio. Euro Erfüllungsaufwand für die Wirt-
schaft ca. 25 Mio. Euro auf die Gewerbeum- 
und -abmeldung. Diese teilen sich auf in ca. 
19 Mio. Euro Personalkosten und ca. 6 Mio. 
Euro Sachaufwand (vgl. Tabelle 7, Zeile 24 
und 27). Die Gesamtkosten der Gewerbeummel-
dung und -abmeldung teilen sich – im Gegensatz 
zur Gewerbeanmeldung – nicht hälftig auf, son-
dern der Sachaufwand für die Um- und Abmel-
dung fällt aufgrund der niedrigeren Gebühr deut-
lich geringer aus als die Personalkosten.  

 

Tabelle 7: Erfüllungsaufwand bei der Gewerbeabmeldung/-ummeldung 

  Fallzahl Wirtschaftszweig Qualifikationsniveau 
Gesetzliche Grund-
lage 

  
Teil B: 
Gewerbeabmeldung/Gewerbeummeldung 1.024.305 A-O Durchschnitt 

§ 14 Abs. 1 Satz 2 
und 3  
i. V. m. Abs. 2, 3 
und 4 Nr. 2 und 3 
GewO 

         

    
jährlich 

(in Tsd. Euro)

  
Tätigkeiten zur Erfüllung der Vorgabe 

Zeitaufwand je Fall 
(Min.) 

Zugrunde geleg-
ter Lohnsatz 
(in Euro) 

Kosten pro Fall  
(in Euro)   

16 Formulare ausfüllen oder ausfüllen lassen 5  2,5   
17 Daten oder Informationen an die zuständi-

gen Stellen übermitteln 2  1,0   
18 Zahlungen anweisen 1  0,5   
19 Unterlagen kopieren, abheften 2

30, 2

 1,0   
20 Gesamt (Fallzahl * Kosten pro Fall)  10 - 5,0 5.155,67

            
21 Inanspruchnahme von Beratungsleistung 

(anteilig 25%) 
(Fallzahl: 1.024.305 * 0,25 = 256.076) 30 30,2 15,1 3.866,75

           
  Segment A: Persönliche Abwicklung  

(Fallzahl: 1.024.305 * 0,75 = 768.229)         
22 Wegezeit (anteilig 75%) 15 30,2 7,6 5.800,13
23 Wartezeit (anteilig 75%) 10 30,2 5,0 3.866,75
24 Personalkosten insgesamt       18.689,30

         
    jährlich 

(in Tsd. Euro)
   

  
Kosten pro Fall  
(in Euro)   

25 Um-/Abmeldegebühr von ca. 6 Euro     6,0 6.145,83
          
  Segment B: Postalische Abwicklung  

(Fallzahl: 1.024.305 * 0,25 = 256.076)         
26 Portokosten (anteilig 25%)     1,0 256,08
27 Sachaufwand insgesamt       6.401,91

         
28 Erfüllungsaufwand Gewerbeab-/ 

-ummeldung insgesamt       25.091,20
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Personalkosten 

Wird ein Gewerbe um- oder abgemeldet, so fal-
len auch hier verschiedene Tätigkeiten an. Der 
Zeitbedarf für jede einzelnen Tätigkeit, die im 
Rahmen der Gewerbeab- und -ummeldung an-
fällt, ist Tabelle 6, Zeile 16 bis 19) zu entneh-
men. Der gesamte Zeitaufwand liegt hier aller-
dings bei nur 10 Minuten gegenüber den ermit-
telten 23 Minuten bei der Gewerbeanmeldung. 

Durch die Monetarisierung des Zeitaufwands er-
geben sich Kosten einer Gewerbeum- bzw. -
abmeldung von 5 Euro (ohne Wege- und Warte-
zeiten sowie Beratungsleistung).5 Die Kosten 
sind im Vergleich zur Anmeldung nur halb so 
hoch. Für die gut 1 Mio. Gewerbeab- und -
ummeldungen im Jahr entsteht so eine Belastung 
aufgrund der Erfüllung der notwendigen Tätig-
keiten von ca. 5 Mio. Euro (vgl. Tabelle 7, Zeile 
20). 

Die Beratungsleistung wird wieder anteilig und 
separat ausgewiesen, da lediglich 25 Prozent der-
jenigen, die ein Gewerbe um- oder abmelden, 
eine Beratung in Anspruch nehmen. Die Bera-
tung dauert je Fall im Schnitt 30 Minuten (vgl. 
Tabelle 7, Zeile 21). Durch die Monetarisierung 
ergeben sich damit weitere 4 Mio. Euro Erfül-
lungsaufwand (vgl. Tabelle 7, Zeile 21), die in 
die Berechnung der Personalkosten eingehen.  

Wege- und Wartezeiten werden für die 75 Pro-
zent der Gewerbeanzeigenden, die die persönli-
che Abwicklung vor Ort bevorzugen, ausgewie-
sen (vgl. Tabelle 7, Segment A). Diese betragen 
analog zur Anmeldung im Mittel 15 Minuten für 
den einfachen Weg zur Behörde und etwa 10 
Minuten Wartezeit vor Ort. Für die Belastungs-
berechnung kommen ca. 6 Mio. Euro für Wege-
zeiten und ca. 4 Mio. Euro für Wartezeiten hinzu 
(vgl. Tabelle 7, Zeile 22 und 23). 

                                                 
 
5 Angesetzt wird hier der durchschnittliche Lohnsatz für 
die Wirtschaft (Wirtschaftszweige A-O) von 30,20 Euro 
(vgl. Leitfaden für die Ex-Ante-Abschätzung der Bürokra-
tiekosten nach dem Standardkosten-Modell, Berlin, No-
vember 2008). 

Insgesamt ergeben sich daher aufgrund der aus-
zuführenden Tätigkeiten, der Inanspruchnahme 
von Beratungsleistung und der Wege- und War-
tezeiten die genannten Personalkosten in Höhe 
von rund 19 Mio. Euro. 

Sachaufwand 

Sachaufwand entsteht wie bei der Gewerbean-
meldung durch Portokosten und anfallende Ge-
bühren. Er beträgt insgesamt nur rund 6,4 Mio. 
Euro (vgl. Tabelle 7, Zeile 27) gegenüber 23 
Mio. Euro bei der Anmeldung (vgl. Tabelle 5, 
Zeile 14). Während die Gebühren mit 6,2 Mio. 
Euro wiederum den Großteil des Sachaufwands 
ausmachen, tragen die Portokosten – aus den 
gleichen Gründen wie bei der Anmeldung – le-
diglich mit rund 200.000 Euro zum Sachauf-
wand bei (vgl. Tabelle 7, Zeile 25 und 26). 

Die Gebühr pro Gewerbeum- bzw. -abmeldung 
liegt im Mittel bei 6 Euro (vgl. Tabelle 7, Zeile 
25). Um- und Abmeldegebühren werden jährlich 
von rund 1 Mio. Unternehmen bezahlt – daraus 
resultiert die genannte Belastung von ca. 6,2 
Mio. Euro. Diese fällt, wie bereits erwähnt, deut-
lich niedriger aus als im Falle der Anmeldung, 
bei der sich die Kosten für die Gebühren auf ca. 
22,5 Mio. Euro belaufen und den Sachaufwand 
stark ansteigen lassen. 
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Kosten pro Fall 

Tabelle 8: Kosten pro Fall der Gewerbeum- 
bzw. -abmeldung 

 
Die Ausweisung des Aufwands pro Fall wurde 
auch hier in die zwei Segmente der persönlichen 
und der postalischen Abwicklung unterteilt (vgl. 
Tabelle 8). Im Rahmen der Um- bzw. Abmel-
dung entstehen im Vergleich zur Gewerbean-
meldung durch die Tätigkeiten zur Erfüllung der 
Vorgabe (Prozess) geringere Kosten. Auch die 
Gebühr liegt hier deutlich niedriger. Durch Addi-
tion aller genannten Kosten ergibt sich für eine 
Gewerbeummeldung bzw. -abmeldung bei per-
sönlicher Abwicklung ein Betrag von 27,40 Euro 
und bei postalischer Abwicklung ein Wert von 
15,80 Euro. 

7.3. Vollzugsaufwand der Verwal-
tung 

Den Behörden entsteht mit der Gewerbeanzeige 
der Unternehmen Vollzugsaufwand in Höhe von 
17 Mio. Euro. Dieser setzt sich aus 13,5 Mio. 
Euro Personalkosten und ca. 4 Mio. Euro 
Sachaufwand zusammen (vgl. Tabelle 9, Zeile 
11 und 13).  

Bei der Berechnung der Belastung für die Ver-
waltung wird nicht nach Gewerbeanmeldung auf 
der einen Seite und Gewerbeab- bzw. -
ummeldung auf der anderen Seite differenziert, 
da keine relevanten Unterschiede in der Bearbei-
tung zu erkennen sind. Im Vergleich zu der Um- 
und Abmeldung, bei der bereits alle benötigten 
Daten im System vorliegen, fallen bei der An-
meldung geringfügig höhere zeitliche Aufwände 
für die Erfassung der Personendaten an; dies 
wird dadurch kompensiert, dass bei der Um- 
bzw. Abmeldung nochmals die Korrektheit der 

bereits vorliegenden Angaben geprüft wird. 
Auch die verschiedenen Schwierigkeitsgrade der 
Meldungen und die unterschiedlichen Aufwände 
bei der Bearbeitung von schriftlichen im Ver-
gleich zu persönlich vorgenommenen Meldun-
gen wurden erfragt, konnten jedoch nicht von 
allen Gewerbemeldestellen eingeschätzt werden. 
Sofern die Angaben vorlagen, wurden die Zeit-
werte gewichtet berücksichtigt. Trotz dieser ge-
nannten geringfügigen Unterschiede wurde für 
die Bearbeitung der Gewerbeanzeige in der Ge-
werbeanzeigestelle der Zeitaufwand im Median 
über alle Meldeformen (An-, Um- und Abmel-
dung) dargestellt. 

In den Gewerbemeldestellen wurde der reine 
(unmittelbare) Prozess der Gewerbemeldung un-
tersucht. Das heißt, es wurden nur die Zeitauf-
wände und Kosten der Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeiter erfasst, die unmittelbar mit der 
Tätigkeit der Bearbeitung der Gewerbemeldung 
betraut waren. Nicht berücksichtigt – auch nicht 
anteilig – wurden Zeitaufwände bzw. Kosten der 
Leitungsebene in den Gewerbemeldestellen, so-
weit sie nicht mit klar umrissenen Tätigkeiten 
unmittelbar in den eigentlichen Ablauf der Ein-
zelfallbearbeitung eingebunden sind. Ebenfalls 
weder in den Personalkosten noch in den Sach-
kosten berücksichtigt sind dem eigentlichen Tä-
tigkeitsfeld der Ausländerbehörden übergeordne-
te (mittelbare) Verwaltungstatbestände, wie z. B. 
Kosten im Zusammenhang mit der Personalrek-
rutierung oder Aufwand aus allgemeine Fortbil-
dungen, auch wenn diese Tätigkeiten notwendig 
sind, um die Arbeitsfähigkeit der Gewerbemel-
destellen zu sichern.  

Bei der Aufwandsermittlung wurde darüber hin-
aus ein Fall zu Grunde gelegt, der von den Ver-
waltungen standardmäßig bearbeitet werden 
konnte („Normaleffizienz“), der folglich keine 
unverhältnismäßig viele und langwierige Rück-
fragen nach sich zieht. Auch Gewerbekontrollen, 
die aus An-, Ab- oder Ummeldungen heraus re-
sultieren können, waren nicht Teil des Projekts 
und sind somit nicht Bestandteil der Kostenkal-
kulation. Aus den genannten Gründen stellen die 
folgenden Ergebnisse die Kosten für die Bear-
beitung eines konkreten Falls dar und nicht die 
in der Behörde aufgrund der Gewerbemeldungen 
insgesamt anfallenden Kosten.  

Persönliche 
Abwicklung 

5 € (Prozess)  
+ 7,60 € (Wegezeit)  
+ 5 € (Wartezeit) 
+ 6 € (Gebühr)  
+ 3,80 € (anteilige Inanspruchnahme der Be-
ratungsleistung: 7,5 min. * 30,2 € / 60 = 3,80 
€)  
= 27,40 Euro pro Fall 

Postalische 
Abwicklung 

5 € (Prozess)  
+ 1 € (Porto) 
+ 6 € (Gebühr)  
+ 3,80 € (anteilige Inanspruchnahme der Be-
ratungsleistung: 7,5 min. * 30,2 € / 60 = 
3,80)  
= 15,80 Euro pro Fall 
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Tabelle 9: Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

  Fallzahl Tariflohn 
Gesetzliche 
Grundlage   

  

Gewerbeanmeldung/ 
Gewerbeummeldung/ 
Gewerbeabmeldung 1.888.720 

Laufbahngruppe mittlerer 
Dienst (Kommunenebene) *  § 14 GewO   

         

    
jährlich 

 (in Tsd. Euro) 
  Tätigkeiten zur Erfüllung der Vorga-

be 
Zeitaufwand je Fall  
(Min.) 

Zugrunde gelegter Tariflohn 
(in Euro) 

Kosten pro Fall  
(in Euro)   

1 Sich mit der Informationspflicht ver-
traut machen 0,8 0,3   

2 Daten und Informationen sichten und 
zusammenstellen, Vollständigkeits-
prüfung 2,8 1,2   

3 Fehlende Daten oder Informationen 
einholen, Rückfragen stellen 2,0 0,8   

4 Formulare ausfüllen bzw. vervoll-
ständigen und/oder Daten erfassen 5,0 2,1   

5 Ergebnisse prüfen und ggf. korrigie-
ren 1,0 0,4   

6 Abschließende Informationen aufbe-
reiten 1,0 0,4   

7 Informationen oder Daten übermitteln 
oder veröffentlichen 0,6 0,3   

8 Kopieren, verteilen, archivieren, do-
kumentieren 1,3

25,1

0,6   
9 Gesamt (Fallzahl * Kosten pro Fall)  14,5 - 6,1 11.456,66
           

10 Beratungsleistung (anteilig 25%) 
(Fallzahl: 1.888.720 * 0,25 = 
472.180) 10 25,1 4,2 1.975,29

11 Personalkosten insgesamt       13.431,95
         
    jährlich 

(in Tsd. Euro)
     

 
Kosten pro Fall  
(in Euro)   

12 Sachkostenpauschale (11.908 Euro) 
je Gewerbeanzeige zuzüglich Bera-
tungsleistung  

  

  2,1 4.041,86
13 Sachaufwand insgesamt       4.041,86

        
14 Erfüllungsaufwand Verwaltung 

insgesamt 
  

    17.473,81
*   Angesetzt wird hier der durchschnittliche Lohnsatz eines Beschäftigten im mittleren Dienst im Bereich der Verwaltung (vgl. 
Anhang 3). Da es sich hier um kommunale Behörden handelt, wird der Tariflohn von 25,10 Euro verwendet. 
 

Personalkosten 

Die Behörden, die mit der Abwicklung des Ge-
werbeanzeigeverfahrens beschäftigt sind, müs-
sen Daten erfassen, ggf. über Rückfragen feh-
lende Daten einholen oder Daten an andere Be-
hörden übermitteln. Für diese und alle weiteren 
Tätigkeiten fällt Zeitaufwand an (vgl. Tabelle 9, 
Zeile 1 bis 8). Insgesamt benötigen die Sach-
bearbeiterinnen und Sachbearbeiter im Schnitt 
14,5 Minuten für die Bearbeitung einer Gewer-
bemeldung. Durch die Monetarisierung des bei 
den Behörden anfallenden Zeitaufwands ergeben 
sich Kosten pro Fall in Höhe von 6,10 Euro (oh-
ne Beratungsleistung). Für die knapp 1,9 Mio. 
Gewerbeanzeigen entstehen im Bereich der 

Verwaltung demnach Kosten in Höhe von ca. 
11,5 Mio. Euro für diese reine Arbeitsleistung 
(vgl. Tabelle 9, Zeile 9). 

Zu diesen Kosten kommt anteilig der Aufwand 
aufgrund von Beratungsleistung hinzu. In 25 
Prozent der Fälle wird durch die Gewerbemel-
denden eine Beratung in Anspruch genommen. 
Die Beratungsleistung wird daher, analog zur 
Wirtschaftsmessung, anteilig ausgewiesen. Für 
die Behörden ergibt sich ein geringerer Zeitauf-
wand von 10 Minuten. Dies lässt sich damit er-
klären, dass sich die Gewerbemeldenden auch 
außerhalb der Verwaltung informieren und Bera-
tung suchen. Daher fällt für den Normadressaten 
Wirtschaft ein Zeitaufwand von 30 Minuten an, 
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für die Verwaltung dagegen im Schnitt lediglich 
10 Minuten. Aus der Monetarisierung des Zeit-
aufwands ergeben sich Kosten in Höhe von 4,20 
Euro pro Beratung. In der Summe sind dies 
knapp 2 Mio. Euro (vgl. Tabelle 9, Zeile 10). 

Sachaufwand 

Für die Ermittlung des gesamten Erfüllungsauf-
wands im Rahmen des Gewerbeanzeigeverfah-
rens sind nicht nur die reinen Arbeitskosten zu 
betrachten, sondern zusätzlich z. B. auch die 
jährlichen Kosten für einen Arbeitsplatz (Raum-
kosten) oder die laufenden Sachkosten (inklusive 
IT). 

Diese zusätzlichen Kosten sind für die Gewer-
bemeldestellen, die häufig keine eigenständigen 
Ämter bilden, sondern in Bürgerämtern integriert 
oder mit anderen Ämtern zusammengelegt sind, 
nur über Pauschalen ermittelbar. Für die Festset-
zung dieser zusätzlichen Kosten wurde auf eine 
Berechnung des Bundesministeriums für Finan-
zen (BMF)6 zurückgegriffen, in der die Sach-
kostenpauschale eines Arbeitsplatzes in der 
Bundesverwaltung ermittelt wurde. Für 2009 be-
trägt diese 11.908 Euro pro Jahr und Arbeits-
platz. Von diesen 11.908 Euro entfallen 10.108 
Euro auf die unmittelbar dem Büroarbeitsplatz 
zurechenbaren Sachkosten (Raumkosten und 
laufende Sachkosten) und 1.800 Euro auf die 
sonstigen Sachgemeinkosten und die sonstigen 
jährlichen Investitionskosten. 

Geht man von dieser Annahme aus und unter-
stellt rund 200 Arbeitstage pro Jahr7, so beläuft 
sich die Sachkostenpauschale pro Minute auf 
0,13 Euro. Für die Bearbeitung einer Gewerbe-
meldung von 14,5 Minuten beträgt sie somit 
1,83 Euro. Da zusätzlich noch die anteilige Bera-
tungsleistung zu berücksichtigen ist, ergibt sich 
eine Sachkostenpauschale pro Fall von 2,14 Eu-
ro. Für die Bearbeitung der Gewerbeanzeigen 

                                                 
 
6 Bundesministerium der Finanzen: Sachkostenpauschale 
eines Arbeitsplatzes in der Bundesverwaltung für Kosten-
berechnungen/Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, Berlin, 
April 2010 (vgl. Anhang 5). 
7 In diesem Wert sind Wochenend- und Feiertage sowie 
Urlaub oder Ausfälle durch Erkrankung bereits herausge-
rechnet. Quelle: Bundesministerium der Finanzen: Perso-
nalkostensätze für Kostenberechnun-
gen/Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, Berlin, April 2010 
(vgl. Anhang 4) 

und die Beratungsleistung belaufen sich die 
Sachkosten somit auf einen Gesamtbetrag von 4 
Mio. Euro jährlich (vgl. Tabelle 9, Zeile 13). 

7.4. Qualitative Aspekte der Ar-
beitsorganisation, der Serviceleis-
tungen und des Verwaltungsprozes-
ses aus den Ämterprofilen 
Die Datenerhebung in den 22 für die Gewerbe-
anzeige zuständigen Ämtern wurde von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern des Statistischen 
Bundesamtes durchgeführt. Bei den Gesprächen 
wurden die Sachbearbeiterinnen und Sachbear-
beiter gebeten, ihre Arbeitsschritte, die bei der 
Bearbeitung einer Gewerbeanzeige anfallen, zu 
skizzieren und den vorgegebenen Verrichtungs-
schritten zuzuordnen. Anschließend sollte von 
ihnen eine durchschnittliche Bearbeitungszeit zu 
jedem Schritt genannt werden.  

Die Grundlage für die Zeitmessungen stellt die 
Betrachtung des „gewöhnlichen“ Geschäftsgeba-
rens dar und ist damit nicht mit einer klassischen 
Prozessanalyse vergleichbar. 

Im Folgenden werden die wichtigsten Erkennt-
nisse der Ämterbefragungen zusammengefasst 
dargestellt. 

1. Personal 
Die Bearbeitung der Gewerbeanzeige erfolgt in 
der Mehrheit durch Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des mittleren Dienstes. Die Sachbearbeite-
rinnen und Sachbearbeiter haben in reinen Ge-
werbeämtern ausschließlich Gewerbemeldungen 
zu bearbeiten sowie mit der Gewerbemeldung 
verbundene Arbeiten zu erledigen. In Kommu-
nen, in denen die Gewerbemeldestelle Teil ande-
rer Ämter oder gar eines Bürgerbüros ist, obliegt 
den Bearbeitenden die Erfassung der Gewerbe-
meldung neben einer Reihe anderer, sehr unter-
schiedlicher Tätigkeiten. In solchen Fällen gibt 
es oft eine spezialisierte Person mit Fachwissen 
im Backoffice, die die abschließenden Arbeiten 
im Rahmen der Gewerbemeldungen vornimmt. 

2. Service 
Die Durchführung von Beratungen der Personen, 
die ein Gewerbe anmelden wollen, wird von den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durchgeführt, 
die auch die Gewerbemeldung entgegennehmen. 
Dabei ist in den meisten Fällen zu den normalen 
Öffnungszeiten ein Beratungsgespräch, oft auch 
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telefonisch, möglich. Die Telefone wurden in 
keiner der teilnehmenden Kommunen während 
der Öffnungszeiten auf einen Anrufbeantworter 
umgeleitet. 

Oft sind Informationen zur Gewerbemeldung 
und den benötigten Unterlagen auch auf der 
Homepage der Kommunen zu finden. 

3. Verwaltungsprozess 
Es gibt meist keine landeseinheitliche Software 
für die Erfassung der Gewerbeanzeige. Jede 
Gewerbemeldestelle hat sich, in Abhängigkeit 
von ihrer Organisationsstruktur, für eine Soft-
ware entschieden. Die Softwareprodukte ermög-
lichen alle eine problemlose Erfassung und Ar-
chivierung der An-, Um- und Abmeldungen. 

Für den weiteren Ausbau der Möglichkeiten ei-
ner medienbruchfreien Online-Übermittlung der 
Gewerbeanzeige sind die genutzten Programme 
unterschiedlich geeignet. Bspw. ist in einer Ge-
werbemeldestelle ein Programm vorhanden, für 
das es ein entsprechendes Modul gäbe; die Li-
zenz dafür wurde jedoch aufgrund mangelnder 
Nachfrage und zu hoher Kosten nicht erworben. 
In anderen Ämtern müssen dafür neue Pro-
grammkomponenten erstellt und angeknüpft 
werden. 

Bei der Datenübermittlung an andere Mittei-
lungsempfänger ist die elektronische Übermitt-
lung von Seiten der Gewerbemeldestellen mög-
lich, der Empfang der elektronischen Daten auf 
der anderen Seite jedoch häufig nicht. Die Ge-
werbemeldestellen haben keine Befugnisse, die 
anderen Ämter zur Schaffung der entsprechen-
den Schnittstellen zu verpflichten, und senden 
die Daten daher in der von den Ämtern ge-
wünschten Form. Häufig werden die Informatio-
nen auf Papier versandt. 

7.5. Zusatzauswertungen zum Er-
füllungsaufwand 

Neben der Berechnung des Erfüllungsaufwands 
der Gewerbeanzeigenden sind weitere Aspekte 
der Befragung von Interesse, die zum Verständ-
nis der Entstehung des bürokratischen Aufwands 
beim Gewerbeanzeigeverfahren beitragen. Hier-
zu gehören die Art und Anzahl der benötigten 
Unterlagen, die Verständlichkeit sowie Über-
sichtlichkeit der Formulare sowie die Frage, 
welcher Branche die befragten Unternehmen an-
gehören. 

120 Befragte gaben an, eine Gewerbeanmeldung 
abgegeben zu haben.8 Überwiegend wurde aus 
dem Erwerbsstatus der Selbstständigkeit heraus 
ein Gewerbe angemeldet (ca. 48 Prozent der Be-
fragten). 40 Prozent der Befragten gaben an, 
zum Zeitpunkt der Gewerbeanmeldung in Voll- 
bzw. Teilzeit berufstätig zu sein. Nur 8 Prozent 
waren vor Anmeldung eines Gewerbes arbeitslos 
oder nicht erwerbstätig. Eine Analyse zeigt, dass 
sich kein signifikanter Zusammenhang zwischen 
der Höhe des Zeitaufwands und der Tatsache, 
dass jemand aus dem Status der Selbstständig-
keit heraus ein Gewerbe anmeldet, nachweisen 
lässt. Selbstständige benötigen demnach nicht 
weniger Zeit für die Gewerbeanmeldung als Per-
sonen, die die Gewerbeanmeldung aus dem Sta-
tus als Arbeitnehmer heraus vornehmen. Durch 
ihre berufliche Praxis wird das Verfahren der 
Gewerbeanzeige für Selbstständige demnach 
nicht leichter. Zusammenhänge zwischen der 
Stellung im Beruf und dem Zeitaufwand für die 
Gewerbeanzeige lassen sich auch für die anderen 
Erwerbsstatus (z. B. Arbeitslosigkeit, abhängig 
Beschäftigte) aus den Daten nicht erkennen. 

                                                 
 
8 Die Stichprobenstruktur zeigt, dass überwiegend 
Hauptniederlassungen angemeldet wurden (über 90 
Prozent); lediglich in wenigen Fällen betraf die An-
meldung eine Zweigniederlassung oder eine un-
selbstständige Zweigstelle. 
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Die angemeldeten Unternehmen sind zu ca. zwei 
Drittel in den Branchen Handel und Dienstleis-
tung tätig. Signifikante Unterschiede in der be-
nötigten Zeitdauer für die Gewerbemeldung 
nach Branchen konnten – auch aufgrund der für 
diese Analyse zu kleinen Stichprobe – nicht fest-
gestellt werden. 

Im Normalfall benötigen die Gewerbemeldenden 
für ihre Meldung lediglich einen Personalaus-
weis. In einigen Fällen überprüfen die Sachbear-
beiterinnen bzw. die Sachbearbeiter jedoch auch 
zusätzliche Erlaubnisse oder Bescheinigungen. 
Für Unternehmen, die aufgrund ihrer Rechtsform 
im Handelsregister eingetragen sind, muss der 
Handelsregisterauszug zusätzlich zum Personal-
ausweis vorgelegt werden. Der Personalausweis 
und der Handelsregisterauszug sind demnach die 
am häufigsten eingereichten Unterlagen. 
Daneben werden je nach Fall Miet- oder Kauf-
verträge für gewerblich genutzte Räume, polizei-
liche Führungszeugnisse oder andere Gutachten 
und Genehmigungen benötigt. 

Einflussfaktoren auf den Zeitaufwand beim 
Gewerbeanzeigeverfahren 
Es gibt viele Einflussfaktoren, die das Gewerbe-
anzeigeverfahren mehr oder weniger zeitauf-
wendig und somit mehr oder weniger kosten-
trächtig machen. Die soeben dargelegten Hinter-
grundinformationen bieten Anhaltspunkte zu de-
ren Identifizierung. In einer tiefergehenden Ana-
lyse stellten sich folgende Faktoren als wichtig 
für die Erklärung der Höhe des Zeitaufwands 
heraus9:  

• Zahl der tätigen Personen bei Geschäftsauf-
nahme. Hier zeigt sich ein positiver Zusam-
menhang zum Zeitaufwand. Der Zeitauf-
wand einer Gewerbeanzeige ist für größere 
Unternehmen somit höher. 

• Zahl der benötigten Unterlagen. Hier gilt 
ebenfalls ein positiver Zusammenhang, d.h. 
der Zeitaufwand für die Gewerbeanzeige 
steigt mit der Anzahl an benötigten Unterla-
gen. 

                                                 
 
9 Grundlage für die folgenden Aussage bildet ein lineares 
Regressionsmodell. 

• Neuanmeldung eines Gewerbes. Die Neu-
anmeldung benötigt mehr Zeit als die Ab- 
und Ummeldung. Der Grund ist darin zu se-
hen, dass bei einer Ab- und Ummeldung die 
Daten aufgrund der vorhergehenden Anmel-
dung bereits vorliegen. Der Gewerbeanzei-
gende muss sich nicht mehr mit der Informa-
tionspflicht vertraut machen und muss eben-
so keine Daten und Informationen mehr zu-
sammenstellen (siehe auch das Ergebnis der 
Erfüllungsaufwandsberechnung für die 
Wirtschaft). 

• Einfachheit der Gewerbeanzeige. Hier zeigt 
sich ein negativer Zusammenhang. D.h. je 
einfacher der Antrag eingeschätzt wird, des-
to geringer ist auch der Zeitaufwand. 

Verständlichkeit und Übersichtlichkeit des 
Formulars 
Zur Verständlichkeit und Übersichtlichkeit des 
Formulars lässt sich festhalten, dass diese As-
pekte überwiegend positiv beurteilt wurden. 
84 Prozent der Befragten haben das Formular als 
verständlich eingestuft; für die Übersichtlichkeit 
der Formulare resultierte der gleiche Wert. 

Sonstige Schwierigkeiten mit der Anzeige 
Nur wenige Befragte hatten Schwierigkeiten mit 
der Anzeige; diese waren jedoch sehr unter-
schiedlicher Art und betrafen sowohl falsche 
Auskünfte, die gegeben wurden, als auch zu lan-
ge Wartezeiten oder Probleme, die richtigen An-
sprechpartner in der Behörde zu finden. 
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Wunsch nach einem medienbruchfreien Ver-
fahren 
Die Frage, ob die Gewerbemeldenden für ihre 
Meldung ein medienbruchfreies Verfahren nut-
zen würden, bejahten zwei Drittel (65 Prozent) 
der Befragten. Dabei wurde von einem Großteil 
der Befragten des restlichen Drittels als Grund 
für die Nichtnutzung genannt, dass der persönli-
che Kontakt zu den Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeitern im Falle von Rückfragen wich-

tig sei. Weiterhin wurden von diesen Personen 
auch Zweifel an der digitalen Signatur geäußert. 
Hierunter fallen sowohl das geringe Vertrauen in 
die digitale Signatur an sich als auch in deren Si-
cherheit. Darüber hinaus werden als weitere 
Gründe zu hohe Kosten und schlechte Erfahrun-
gen mit Online-Meldungen im Allgemeinen ge-
nannt. 

 

 
Unterschiede in der Berechnung von Bürokratiekosten nach dem Standardkosten-Modell (SKM-
Methodik) und nach der Methodik des Erfüllungsaufwands 
Die Berechnung des Erfüllungsaufwands beinhaltet die Ausweisung der Bürokratiekosten von Informati-
onspflichten. Der Erfüllungsaufwand ist somit umfassender. Im Zuge der Erfüllungsaufwandsmessung ist 
für den Normadressaten Wirtschaft eine getrennte Ausweisung der Kosten aus Informationspflichten vor-
gesehen. 

Informationspflichten im Gewerbeanzeigeverfahren 
Für die Berechnung der Bürokratiekosten bietet sich für beide Informationspflichten die gleiche Segmen-
tierung wie auch schon bei der Erfüllungsaufwandsberechnung an (Segment A: persönliche Abwicklung, 
Segment B: postalische Abwicklung). Somit fallen Portokosten nur für 25 Prozent der Gewerbeanzeigen-
den an. Diese werden nach SKM-Methodik unter den „Sonstigen Kosten“, im Rahmen der Erfüllungsauf-
wandsmessung unter den Sachkosten erfasst. Die bei der Berechnung des Erfüllungsaufwands anfallenden 
Wege- und Wartezeiten bei persönlicher Abwicklung sowie die bei beiden Segmenten anfallenden Bera-
tungszeiten fließen nicht in die Berechnung der Bürokratiekosten nach dem Standardkosten-Modell ein. 
Auch die Gebühren, die alle Gewerbemeldenden entrichten müssen, werden beim Standardkosten-Modell 
nur nachrichtlich ausgewiesen, beim Erfüllungsaufwand hingegen einberechnet. 

Für die Gewerbeanmeldung bedeutet dies konkret eine Belastung aus Informationspflichten von ca. 10,2 
Mio. Euro. Diese setzen sich zum einen aus dem monetarisierten Zeitaufwand der Standardaktivitäten zu-
sammen. Dieser liegt bei ca. 10 Mio. Euro, davon 7,5 Mio. Euro für Segment A (persönliche Abwicklung) 
und 2,5 Mio. Euro für Segment B (postalische Abwicklung). Hinzu kommen Portokosten von ca. 200.000 
Euro für Segment B.  

Für die Gewerbeum- und -abmeldung liegen die Bürokratiekosten nach der SKM-Methodik bei 5,4 Mio. 
Euro: 5,2 Mio. Euro für den monetarisierten Zeitaufwand (3,9 Mio. Euro für Segment A und 1,3 Mio. Eu-
ro für Segment B) und rund 200.00 Euro Portokosten für Segment B. 

Die Bürokratiekosten aus den beiden Informationspflichten (Gewerbeanmeldung, Gewerbeum-/ 
-abmeldung) für die Gewerbeanzeige liegen damit bei 15,6 Mio. Euro, während der Erfüllungsaufwand im 
Gewerbeanzeigeverfahren für die Wirtschaft einen Wert von rund 69 Mio. Euro ergibt. 



 8. Datenübermittlung beim Gewerbeanzeigeverfahren 

 31

8. Datenübermittlung beim Gewerbeanzeigeverfahren

8.1. Beschreibung des Status 
quo 
Datenübermittlung der Gewerbeanzeigestel-
len an andere Stellen 

Die Datenübermittlung an zehn weitere Stellen 
ist in § 14 Abs. 9 GewO geregelt. Der Arbeitsab-
lauf für den Versand ist in den Ämtern in die 
Gewerbemeldeprogramme integriert. So wählt 
der Sachbearbeiter bzw. die Sachbearbeiterin 
während der Erfassung bereits die empfangen-
den Stellen aus, die bestimmte Daten erhalten 
sollen. Dadurch wird festgelegt, welche Merk-
male an welche Behörde übermittelt werden. 
Ebenso ist dadurch vorgegeben, in welcher Form 
der Versand erfolgt. 

Fast flächendeckend konnte festgestellt werden, 
dass bisher nur die Daten an die Statistischen 
Landesämter und die zuständigen IHKs elektro-
nisch über Edifact, ein international standardi-
siertes Format im elektronischen Datenverkehr, 
übermittelt werden können. Bei den anderen zu 
beteiligenden Behörden, die ihrerseits keine 
Möglichkeiten des Empfangs elektronischer Da-
ten geschaffen haben, erfolgt der Datenversand 
auf Wunsch als PDF-Dokument oder auf Papier. 
Der Versand erfolgt in Abhängigkeit von der 
Menge eingegangener Anzeigen. Der Druck der 
Unterlagen auf Papier oder das Erstellen des 
PDF-Dokuments sowie der Versand an die zu-
ständigen Stellen wird zwar aus dem Gewerbe-
meldeprogramm heraus gesteuert, nimmt jedoch 
trotzdem einige Zeit pro Jahr in Anspruch. Um-
gerechnet auf eine Gewerbemeldung beträgt dies 
jedoch lediglich wenige Sekunden pro Fall. 

Eine Ausnahme stellt hier Schleswig-Holstein 
dar. Gemeinsam mit Dataport, dem Dienstleister 
für Informations- und Kommunikationstechnik 
der öffentlichen Verwaltung in Schleswig-
Holstein, Hamburg und Bremen, wurden die 
Möglichkeiten des eGewerbes sehr weit ausge-
baut. So war es in allen in Schleswig-Holstein 
besuchten Gemeinden möglich, die Weitergabe 
der Anzeigen an die zu informierenden Stellen 
online durchzuführen. Beim diesem eGewerbe-
Verfahren arbeiten die schleswig-holsteinischen 
Gewerbeämter mit einer gemeinsamen Spiegel-
datenbank. Darauf aufbauend können neben der 

Datenweitergabe an andere Stellen zwei weitere 
Prozesse elektronisch abgewickelt werden: die 
Meldung von Gewerbeanzeigenden und die Er-
teilung von Gewerbeauskünften. Insgesamt ist 
davon auszugehen, dass die Software nennens-
werte Arbeitserleichterungen in den Gewerbe-
meldestellen ermöglicht.  

Der PDF- und Papierversand wird normalerwei-
se gebündelt durch eine Person vorgenommen. 
So werden bei einem postalischen Versand alle 
Unterlagen für einen Empfänger über einen be-
stimmten Zeitraum hinweg gesammelt. Nach ei-
nem regelmäßigen, von der Menge der Meldun-
gen abhängigen Versandrhythmus werden die 
Unterlagen in ein Kuvert verpackt und versen-
det. Auch beim Versand als PDF-Dokument 
werden die Daten gesammelt, in ein PDF-
Dokument umgewandelt und für jeden Empfän-
ger separat an eine E-Mail angehängt und ver-
schickt. Der maximale Zeitraum zwischen zwei 
Versanddaten beträgt einen Monat. 

Datenübermittlung der Gewerbeanzeigenden 
und Datenverarbeitung in den Gewerbean-
zeigestellen 

Die Gewerbemeldenden haben verschiedene 
Möglichkeiten, ihre Gewerbemeldung an die zu-
ständige Stelle zu übermitteln. Neben der per-
sönlichen Anzeige bei den Gewerbeanzeigestel-
len oder den Bürgerbüros kann die Meldung 
immer auch per Post oder per Fax erfolgen, wo-
bei in den meisten Fällen eine Kopie des Perso-
nalausweises beizufügen ist. 

In einigen Gewerbemeldestellen werden die An-
zeigen auch online angenommen. Jedoch lassen 
es nur einige wenige Programme zu, dass die 
eingehenden Daten auch medienbruchfrei in den 
Datenbestand des Amts übernommen werden. 
Die Daten werden aber auch in den Ämtern, in 
denen die Onlineportale schon sehr weit ausge-
baut sind, erst dann in die entsprechende Soft-
ware übertragen, wenn ein unterschriebener 
Ausdruck der selbsterstellten Anzeige postalisch 
bei der zuständigen Stelle eingegangen ist. Diese 
zusätzliche postalische Übermittlung ist immer 
dann (noch) notwendig, wenn die qualifizierte 
elektronische Signatur nicht eingesetzt wird. 
Nach Aussage der Sachbearbeiterinnen und 
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Sachbearbeiter führen die bestehenden Online-
angebote in der Verwaltung in den meisten Fäl-
len zu keinen nennenswerten Arbeitserleichte-
rungen, da, nachdem die Unterlagen per Post 
eingegangen sind, die empfangenen Daten aus-
gedruckt und händisch in die Software übertra-
gen werden müssen.  

Den Gewerbeanzeigenden bieten schon die bis-
herigen Onlineangebote durchaus Erleichterun-
gen. So sind die elektronischen Meldeportale mit 
einer Vielzahl von unterstützenden Hilfetexten 
versehen und verfügen über eine elektronische 
Plausibilitätsprüfung. Auch wenn es nicht unmit-
telbar über die Befragungen nachzuweisen war, 
so kann davon ausgegangen werden, dass sich 
auf diesem Wege Rückfragen bei den zuständi-
gen Stellen reduzieren und die Qualität der An-
zeigen steigern lassen.  

Vielen Anzeigenden wird zudem die Möglich-
keit geboten, die Gewerbemeldung und zusätz-
lich den Personalausweis mit der Unterschrift 
einzuscannen und per E-Mail zur Gewerbean-
zeigestelle zu schicken. Dabei wird bei den 
meisten Gewerbemeldestellen dennoch die pos-
talische Nachsendung bzw. die persönliche Ü-
bermittlung der Unterlagen zur Verifizierung der 
Unterschrift verlangt. Einige Gewerbemeldestel-
len haben die Erfahrung gemacht, dass dieser 
Weg der elektronischen Übermittlung von den 
Gewerbemeldenden zunehmend positiv aufge-
nommen wird.  

Kosten für die elektronische Signatur 

Eine rein medienbruchfreie elektronische Über-
mittlung der Gewerbemeldung, die einen (zu-
sätzlichen) postalischen Versand der Unterlagen 
verzichtbar machen würde, ist bisher in keiner 
der befragten Gewerbemeldestellen möglich. 
Dafür bedarf es der qualifizierten elektronischen 
Signatur, deren Implementierung jedoch sowohl 
auf Seiten der Gewerbemeldenden als auch auf 
Seiten der Empfänger Kosten verursacht. 

So benötigt der Anwender für die Nutzung einer 
qualifizierten elektronischen Signatur neben ei-
nem windowsbasierten PC eine Signaturkarte, 
einen Chipkartenleser sowie eine geeignete 
Software. Der Gewerbeanzeigende muss sich zu 
Beginn bei einem Zertifizierungsdienst (Trust-
Center) anmelden. Die im Trust-Center erhältli-

che Signaturkarte kostet je nach Anbieter für ein 
Jahr ca. 59 Euro, für zwei Jahre ca. 118 Euro und 
für drei Jahre ca. 154 Euro. Nach der Lieferung 
der Chipkarte muss der Anwender mit den not-
wendigen Formularen eine Identifikationsprü-
fung vornehmen lassen. Wenige Tage nach der 
erfolgreichen Identifikationsprüfung kann das 
Zertifikat auf die Chipkarte heruntergeladen 
werden. Die Signaturkarte ist dann einsatzbereit. 
Der Preis für einen Chipkartenleser, der eben-
falls im Trust-Center erhältlich ist, liegt zwi-
schen 40 und 111 Euro. Die zur Erstellung quali-
fizierter elektronischer Signaturen benötigte 
Software kostet zwischen 30 und 90 Euro. Die 
Implementierung dieser kostspieligen techni-
schen Voraussetzungen dürfte sich für den An-
zeigenden nur lohnen, wenn das Verfahren der 
qualifizierten elektronischen Signatur auch für 
andere, regelmäßig anfallende behördliche Mel-
dezwecke genutzt werden könnte (Synergieef-
fekt).  

An keine der befragten Gewerbemeldestellen 
können momentan Meldungen online mit elekt-
ronischer Signatur gesendet werden. Die Mög-
lichkeiten hierzu werden derzeit aber in vielen 
Kommunen geprüft. Eine vollständige Online-
Übermittlung von Daten ist technisch bereits 
möglich – beispielsweise über die Software mi-
gewa Online. Die Gewerbeanzeige wird dabei 
direkt über die Internetseite der jeweiligen 
Kommune erfasst und online an die Gewerbe-
meldestelle übermittelt. Die Daten stehen dem 
Sachbearbeiter bzw. der Sachbearbeiterin im 
Posteingang zur Verfügung, eine manuelle Er-
fassung ist nicht mehr nötig. Die Daten können 
nach der Prüfung direkt in die Datenbank über-
nommen und die entsprechende Bescheinigung 
erstellt werden. Eine Übermittlung mit Hilfe ei-
ner qualifizierten elektronischen Signatur, die 
das gesamte Verfahren vollständig medienbruch-
frei machen würde, ist derzeit selbst mit dieser 
Software noch nicht möglich, da notwendige 
Schnittstellen fehlen. Eine Lizenz für migewa 
Online kostet für eine Kommune einmalig rund 
2.250 Euro zuzüglich Installation und anschlie-
ßend jährlich ca. 540 Euro für die Pflege des 
Programms. Genutzt wird dieses Modul zurzeit 
in keiner der befragten Kommunen, die mit der 
Software migewa arbeiten. Weitere vergleichba-
re Programme, wie zum Beispiel „e-
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Bürgerdienst Gewerberegisteranzeige“ laufen 
bereits im Praxisbetrieb einiger Kommunen. Von 
den Gewerbemeldenden werden die Programme 
jedoch – wegen dem bisher immer noch zusätz-
lich notwendigen postalischen Versand – nicht 
im gewünschten Umfang angenommen.  

Medienbruchfreies Gewerbeanzeigeverfahren 
in der Gesamtbetrachtung  

Für den Gewerbetreibenden ergäbe sich bei ei-
nem vollständig medienbruchfreien Verfahren 
eine Zeitersparnis, da Wege- und Wartezeiten 
nicht mehr zwingend anfielen. Darüber hinaus 
entfielen auch die Portokosten für den Papierver-
sand (vgl. Tabelle 5 bis 7, S. 23 ff.).  

Auf der anderen Seite hat der persönliche Gang 
zur Gewerbemeldestelle den Vorteil, dass not-
wendige Daten gemeinsam mit dem Sachbear-
beiter bzw. der Sachbearbeiterin erfasst und of-
fene Fragen direkt geklärt werden können. Die 
Bearbeitung kann so sehr zügig und fehlerfrei 
erfolgen.  

Hinsichtlich der Beantragung einer qualifizierten 
Signatur ist zu berücksichtigen, dass Aufwand 
und Nutzen für jeden Einzelnen in einem unter-
schiedlichen Verhältnis stehen. Ca. zwei Drittel 
(65 Prozent) der befragten Gewerbemeldenden 
bejahten die Frage nach dem Wunsch eines me-
dienbruchfreien Verfahrens. Jedoch stellt sich 
hier ein Zielkonflikt dar: Auf der einen Seite be-
steht der Wunsch nach einem vereinfachten Ver-
fahren, und auch die Zeitersparnis wäre vorteil-
haft; auf der anderen Seite stehen die für den 
einzelnen Gewerbemeldenden hohen Kosten für 
die technische Umsetzung einer medienbruch-
freien Übermittlung der Gewerbeanzeige. Die 
Anschaffung entsprechender technischer Vor-
aussetzungen lohnt sich nur, wenn das Verfahren 
der qualifizierten elektronischen Signatur auch in 
anderen Bereichen genutzt werden könnte. Nur 
für die Gewerbeanzeige dürfte eine solche An-
schaffung mit unverhältnismäßig hohen Kosten 
verbunden sein. Die Vor- und Nachteile einer 
medienbruchfreien Übermittlung mit Hilfe einer 
qualifizierten elektronischen Signatur sind 
schwer zu pauschalisieren und wären daher ab-
zuwägen. 

Die Verwaltung ist gegenüber der Einrichtung 
eines (medienbruchfreien) Onlineverfahrens bei 
der Gewerbemeldung generell nicht negativ ein-
gestellt, aber dennoch skeptisch. Die Gewerbe-
meldestellen befürchten eine große Zahl fehler-
hafter Angaben, z. B. bei der Tätigkeitsbeschrei-
bung im Rahmen einer Gewerbeanmeldung bzw. 
-ummeldung oder bei der Angabe des „Datum 
des Beginns der angemeldeten Tätigkeit“. Die 
zusätzliche Bearbeitungszeit bei fehlerhaften o-
der unvollständigen schriftlich eingereichten 
Gewerbeanzeigen ist nicht unerheblich, da Rück-
fragen meist postalisch geklärt werden müssen. 

8.2. Weitere aktuelle Entwicklun-
gen zur Verbesserung der elektroni-
schen Prozessabwicklung 
Im Rahmen des Projekts Deutschland-Online 
wird von Baden-Württemberg und Bayern feder-
führend ein Vorhaben betreut, das zum Ziel hat, 
ein bundesweites medienbruchfreies, standardi-
siertes Verfahren aufzubauen, das über eine zent-
rale Verteilplattform die automatisierte Zustel-
lung der Gewerbemeldungen an die gesetzlich 
vorgeschriebenen Empfangsstellen ermöglicht. 
Für die gängigen, in den Gewerbemeldestellen 
genutzten Verfahren wird die Möglichkeit einge-
räumt, sich über definierte Schnittstellen der 
Verteilplattform anzuschließen. Langfristig ist 
dann die Erstellung eines zentralen Gewerbere-
gisters denkbar, das als zentrale Auskunftsplatt-
form allen die Möglichkeit eröffnet, Daten onli-
ne bereitzustellen und abzurufen. Auch die Bür-
gerinnen und Bürger sollen auf diesem Weg ihre 
eigenen Daten online abrufen können. 

Ziel ist die Festlegung eines bundesweiten Ge-
werbedaten-Standardaustauschformats und die 
Einführung landes- bzw. bundesweiter elektroni-
scher Verteildienste, über die alle an einer Ge-
werbemeldung beteiligten Stellen medienbruch-
frei die entsprechenden Daten austauschen kön-
nen. 
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Wichtige Aspekte, die man sich von diesem Ver-
fahren verspricht, sind Kosten- und Zeiterspar-
nisse, aber auch attraktive und einheitliche Lö-
sungswege des Datentransfers. Folgende Sach-
verhalte könnten dabei die Effizienz und Bürger-
freundlichkeit erhöhen:  

1. Schnelle, elektronische, wenn möglich au-
tomatisiert ablaufende Versendung der Da-
ten an die gesetzlich festgelegten Mittei-
lungsempfänger, 

2. Einholen sowohl kostenpflichtiger als auch 
kostenfreier Auskünfte über diese Plattform,  

3. Möglichkeit des bundesweiten medienbruch-
freien Datenaustausches aller an der Gewer-
bemeldung beteiligten Stellen. 

Nicht Bestandteil dieses Verfahrens ist die me-
dienbruchfreie Übermittlungsmöglichkeit der 
Gewerbemeldung von Seiten der Gewerbetrei-
benden an die Gewerbeanzeigestelle. 

Die genannten Aspekte der elektronischen Pro-
zessabwicklung werden von den Gewerbemelde-
stellen positiv bewertet. Die automatisierte 
Versendung der Daten an die Drittstellen könnte 
ebenfalls eine tatsächliche Einsparmöglichkeit 
darstellen. Der bisher häufig angewendete Weg 
des Papierversands oder des Versands als PDF 
(angehängt an E-Mails) und auch die Vielzahl 
der unterschiedlichen Versandwege sind auf-
wändig und unkomfortabel. Ein elektronischer 
Versand an alle Stellen, eventuell auch mit vorab 
programmintern festgelegten Versandinformati-
onen und -rhythmen, würde sowohl einen Zeit-
gewinn als auch einen Gewinn an Komfort mit 
sich bringen. Eine zügige Weiterverarbeitung der 
Daten in den nachgelagerten Behörden wäre 
möglich. 

Für Auskünfte zu Gewerbetreibenden aus den 
Registern können die benötigten Angaben aus-
gewählt und nach Bezahlung an den Auskunfts-
ersuchenden gesandt werden. Diese Arbeiten, 
die bisher noch von den Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeitern durchgeführt werden, sind zeit-
aufwendig, da die Ämter jährlich nahezu so viele 
Auskünften zu erteilen haben, wie Gewerbemel-
dungen eingehen. 

Da die Empfangsstellen über die technischen 
Voraussetzungen verfügen müssen, um be-
stimmte elektronische Formate einlesen zu kön-
nen, ist der flächendeckende elektronische Ver-
sand bisher nicht möglich. 

Einen Gewinn an Flexibilität und Nutzerfreund-
lichkeit sowohl für Behörden als auch für juristi-
sche Personen und Privatpersonen stellen diese 
elektronischen Nutzungsmöglichkeiten dar. Eine 
Quantifizierung des Nutzens – sowohl qualitativ 
als auch monetär – war den Befragten jedoch 
nicht möglich, da es bisher keine oder – wie in 
Schleswig-Holstein – noch wenige Erfahrungen 
mit einer solchen Datenbank und deren Nut-
zungsmöglichkeiten gibt. 

Der übergreifende Austausch der Daten aller an 
der Gewerbemeldung beteiligten Stellen ist von 
den Gewerbeämtern gewünscht, da ein Informa-
tionsfluss in beide Richtungen auf elektroni-
schem Wege erfolgen könnte. 

Daher liegen gegenwärtig weitaus höhere Erwar-
tungen der Gewerbemeldestellen an Einsparun-
gen und Komfortgewinn im Bereich der Daten-
weitergabe und des einheitlichen bundesweiten 
Gewerberegisters als im Bereich der Daten-
übermittlung der Gewerbeanzeigenden an die 
Gewerbeämter. 
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9. Anregungen und Ansatzpunkte für Verbesserungen 
Im Rahmen der Befragungen wurden von den 
Gewerbemeldenden und von den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in den Gewerbeanzeigebe-
hörden Ansatzpunkte für Verbesserungen ge-
nannt. Im Folgenden werden diese Punkte aufge-
listet. Eine Bewertung der Vorschläge im Hin-
blick auf inhaltliche, rechtliche und praktische 
Umsetzbarkeit wird nicht vorgenommen.  

9.1. Ansatzpunkte für Verbesse-
rungen durch die Befragten in den 
Gewerbeanzeigestellen  
Verfahrensvereinfachungen 

1. Elektronische Übermittlung sämtlicher Un-
terlagen 
Die Daten aus der Gewerbeanzeige müssen 
von den Gewerbeanzeigebehörden an weite-
re zuständige Stellen weitergegeben werden. 
Werden diese an die zuständigen Statisti-
schen Landesämter, die Industrie- und Han-
delskammern sowie teilweise auch an die 
Handwerkskammern übermittelt, bedienen 
sich die Gewerbeanzeigebehörden der elekt-
ronischen Schnittstelle Edifact. Alle weite-
ren Stellen erhalten die notwendigen Daten 
ausgedruckt auf dem Postweg oder online in 
Form eines PDF-Dokuments zugeschickt.  

2. Der vollständige elektronische Datentransfer 
würde die Übermittlung komfortabler und 
einfacher machen. Eine zusätzliche Automa-
tisierung des elektronischen Versands würde 
zudem eine zeitnahe Übermittlung ermögli-
chen. 

3. Einrichtung eines Dokumentenmanagements 
Vorgänge sollten ausschließlich in elektroni-
scher Form geführt werden. Dies würde die 
Bearbeitung von Rückfragen und Änderun-
gen erleichtern. 

4. Ausschließliche Erfassung von Daten, die 
für die Gewerbeämter wichtig sind 

a. Keine Unterscheidung in Haupt- und 
Nebenerwerb 

b. Keine Erfassung der Art des Betriebes 

c. Keine Erfassung der vertretungsbe-
rechtigten Person 

5. Viele Angaben werden von den Gewerbean-
zeigebehörden beispielsweise zum Zwecke 
der statistischen Meldung erhoben. Da diese 
Daten für den eigentlichen organisatorischen 
Ablauf in den Gewerbeanzeigebehörden 
nicht relevant sind, sollte über einen Wegfall 
der Angaben an diese Stellen nachgedacht 
werden.  

6. Abgabe einer Gewerbeanzeige und der Mel-
dung beim Finanzamt in einem Vorgang 

7. Wer sich zur Gründung eines selbstständi-
gen Unternehmens entschließt, hat den Be-
ginn der Tätigkeit der zuständigen Stelle an-
zuzeigen. Zusätzlich ist es notwendig, dem 
Finanzamt die Aufnahme des Gewerbes zu 
melden, um beispielsweise eine Steuernum-
mer zu erhalten. Beide Stellen erheben dazu 
die für sie relevanten Daten in gesonderten 
Vorgängen. Ein Gewerbetreibender muss im 
Zweifelsfall zweimal die gleichen Angaben 
tätigen. Um diese redundanten Pflichten zu 
vermeiden, könnten beide Anzeigen zu einer 
zusammengefasst werden. 

Vereinfachungen bzgl. des Anzeigeformulars  

1. Übersichtlichere Gestaltung des Anzeige-
formulars 
Die für die Gewerbeanzeige verwendeten 
einseitigen Formulare haben sehr schmale 
Zeilen mit jeweils mehreren Feldern. Dies 
führt in einigen Fällen dazu, dass Angaben 
in nebeneinander liegenden Feldern verges-
sen werden. Eine großzügigere, eventuell 
zweiseitige Gestaltung der Formulare würde 
dies verhindern. 

2. Konkrete Beschreibung der Tätigkeit im 
Anzeigeformular 
Eine häufige Fehlerquelle in den Formularen 
zur Gewerbean- oder -ummeldung ist die 
Beschreibung der Tätigkeit durch den An-
zeigenden. So fällt es insbesondere denjeni-
gen Gewerbetreibenden, die eine Vielzahl 
von Dienstleistungen anbieten („Dienstleis-
tungen aller Art“), schwer, ihr Tätigkeitsfeld 
zu beschrieben. Für die Sachbearbeiterinnen 
und Sachbearbeiter muss die unternehmeri-
sche Betätigung aber eindeutig einer Klassi-
fikation zuzuordnen sein. Insbesondere bei 
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handwerksnahen Dienstleistungen ist eine 
exakte Tätigkeitsbeschreibung Bedingung, 
um erkennen zu können, ob eine Hand-
werkskarte vorgelegt werden muss oder das 
Gewerbe ohne weitere berufliche Qualifika-
tion ausgeübt werden darf. 

3. Obligatorische Erfassung von Telefonnum-
mer und E-Mail-Adresse 
Die Telefonnummer und die E-Mail-Adresse 
sind für die Gewerbetreibenden lediglich 
freiwillige Angaben. Insbesondere bei Rück-
fragen erleichtern diese Angaben jedoch den 
zuständigen Sachbearbeiterinnen und Sach-
bearbeitern die Arbeit erheblich. Eine ver-
pflichtende Angabe wäre daher wünschens-
wert. 

Verbesserungen im organisatorischen Ablauf 

1. Datenaustausch zwischen den Behörden op-
timieren 
Da die Behörden untereinander in ihren Da-
tenbeständen nicht vernetzt sind, fehlen oft 
Informationen zu einem Gewerbebetrieb o-
der sie müssen doppelt erfasst werden. So 
kann beispielsweise manchmal nicht nach-
vollzogen werden, ob ein Gewerbetreibender 
nach einem Umzug sein Gewerbe am vorhe-
rigen Betriebsort ordnungsgemäß abgemel-
det hat.  

2. Einrichtung von Einzelbüros aus Daten-
schutzgründen 
Im Rahmen der Gewerbemeldung macht ein 
Gewerbeanzeigender auch personenbezoge-
ne Angaben, die vertraulich behandelt wer-
den sollten. 

3. Festlegung von einheitlichen Gebühren 
Die Höhe der Gebühren für die An-, Um- 
oder Abmeldung unterscheidet sich zwi-
schen den Bundesländern, teilweise auch 
zwischen den einzelnen Gemeinden eines 
Bundeslandes. Bei der Abmeldung ist der 
Unterschied am größten. Während in vielen 
Gemeinden die Abmeldung kostenlos ist, 
erheben andere Gemeinden Gebühren in 
Höhe von 20 Euro. Weiterhin werden unter-
schiedliche Gebühren für die Anmeldung ei-

nes Einzelunternehmens im Vergleich zu ei-
ner Personengesellschaft erhoben. Eine Ver-
einheitlichung der Gebührensätze wäre prak-
tikabler und würde die Transparenz gegen-
über den Gewerbetreibenden erhöhen. 

9.2. Ansatzpunkte für Verbesse-
rungen durch die Gewerbeanzei-
genden 

1. Verstärktes Angebot der Online-
Gewerbeanzeige, Hinterlegung bereits vor-
handener Online-Formulare mit zusätzlichen 
Hinweisen und Plausibilitätskontrollen 
Die befragten Gewerbetreibenden finden ein 
Online-Anzeigeverfahren wünschenswert, in 
dem die Daten medienbruchfrei und mit al-
len erforderlichen Unterlagen an die zustän-
digen Gewerbeanzeigebehörden übermittelt 
werden können. In dieses Online-Formular 
sollte eine Hilfs- und Erläuterungsfunktion 
integriert sein, welche auch bei unvollstän-
digen oder fehlerhaften Angaben eine 
Warnmeldung anzeigt. 

2. Verzicht auf Abmeldung bei Umzug 
Bei Verlegung des Gewerbes in einen ande-
ren Bezirk soll nur noch eine Ummeldung 
erfolgen. 

3. Automatische Weiterleitung der einmal ein-
gereichten Unterlagen an alle Daten nutzen-
den Stellen 
Zur Vermeidung von doppelten Anzeigen 
bei unterschiedlichen Behörden sollte ein 
besserer Datenaustausch zwischen den zu-
ständigen Stellen erfolgen. 

4. Zentrale Service-Einrichtung für alle Belan-
ge rund um die Gewerbemeldung, insbeson-
dere zur besseren Beratung im Vorfeld der 
Gewerbeanzeige 
Die befragten Gewerbetreibenden wünschen 
sich eine behördenübergreifende Beratungs- 
und Servicestelle. Dort könnten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter zu allgemeinen Fra-
gestellungen beraten. Auch eine Vollstän-
digkeitskontrolle der Anzeigen und zugehö-
rigen Unterlagen sollte möglich sein.  
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10. Zusammenfassung
Im Rahmen der Messung des für die Verwaltung 
und die Wirtschaft entstehenden Erfüllungsauf-
wands im Zusammenhang mit der Gewerbemel-
dung lassen sich folgende zentrale Ergebnisse 
festhalten: 

• Der Erfüllungsaufwand im Rahmen der Ge-
werbemeldung beläuft sich insgesamt auf 
etwa 87 Mio. Euro pro Jahr. Dabei entfallen 
mit 69 Mio. Euro ca. 80 Prozent der Belas-
tung auf den Normadressaten Wirtschaft, die 
restlichen 17 Mio. Euro auf den Normadres-
saten Verwaltung.  

• Bei der Betrachtung des Aufwands der Ge-
werbeanzeige seitens der Wirtschaft wurde 
eine segmentierte Betrachtung nach Gewer-
beanmeldung auf der einen Seite und Ge-
werbeum- bzw. -abmeldung auf der anderen 
Seite vorgenommen. 46 Prozent aller Ge-
werbeanzeigen waren Anmeldungen.  
Die Gewerbeanmeldung macht mit durch-
schnittlich 23 Minuten und einer Gebühr von 
etwa 26 Euro knapp zwei Drittel des Erfül-
lungsaufwands der Wirtschaft aus. Der ge-
samte Erfüllungsaufwand der Wirtschaft für 
die Anmeldung beläuft sich auf 44 Mio. Eu-
ro. Die Gewerbeum- bzw. -abmeldung ist 
mit einem Zeitaufwand von jeweils 10 Mi-
nuten und einer durchschnittlichen Gebühr 
von 6 Euro weniger aufwendig und verur-
sacht einen Erfüllungsaufwand von etwa 25 
Mio. Euro. 

• Die Kosten pro Gewerbeanmeldung liegen 
zwischen 42 und 54 Euro pro Fall, abhängig 
von der Art der Übermittlung und unter Be-
rücksichtigung einer auf alle Antragstellen-
den umgelegten Beratungsleistung. Die Kos-
ten einer Ab- bzw. Ummeldung liegen zwi-
schen 15,80 und 27,40 Euro pro Fall. 

• In der Verwaltung werden für die Bearbei-
tung einer Gewerbemeldung im Schnitt 14,5 
Minuten aufgewendet. Der größte Anteil des 
Erfüllungsaufwands der Verwaltung entfällt 
mit 11,5 Mio. Euro auf das mit der Bearbei-
tung der Gewerbemeldung betraute Perso-
nal. Berücksichtigt man zusätzlich den Zeit-
aufwand der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter für Beratungsleistungen zum Thema Ge-
werbemeldung, der mit 2 Mio. Euro zu Bu-
che schlägt, so verursacht die Gewerbean-
zeige in der Verwaltung Personalkosten in 
Höhe von 13,5 Mio. Euro. In etwa 4 Mio. 
Euro entfallen auf die Sachkosten. 

• In der vorliegenden Erhebung nehmen die 
Gewerbemeldenden in 75 Prozent der Fälle 
die Gewerbemeldung persönlich vor. Nur 25 
Prozent der Gewerbemeldenden übermitteln 
ihre Anzeige postalisch. Nicht separat aus-
gewiesen wurde der Anteil derer, die ihre 
Gewerbemeldung als PDF-Dokument elekt-
ronisch übermitteln, da in den meisten Fäl-
len dennoch eine postalische Nachsendung 
der Unterlagen für die Verifizierung der Un-
terschrift erfolgen muss. 

• Im Hinblick auf mögliche Vereinfachungen 
und Verbesserungspotenziale steht bei den 
Gewerbemeldenden der Wunsch nach einer 
medienbruchfreien Onlineübermittlung im 
Vordergrund. Dies wurde von 65 Prozent 
der befragten Antragstellenden geäußert. 
Momentan ist ein derartiges Verfahren aber 
nicht zuletzt aufgrund der sowohl für die 
Gewerbeanzeigenden als auch für die Mel-
destellen hohen Implementierungskosten für 
die Nutzbarmachung der elektronischen Sig-
natur noch nicht erstrebenswert. Dies könnte 
sich für die Gewerbeanzeigenden jedoch 
dann ändern, wenn die elektronische Signa-
tur und die damit mögliche vollständige Me-
dienbruchfreiheit auch in anderen – häufiger 
stattfindenden – behördlichen Meldeprozes-
sen zum Einsatz käme. Hauptgrund für die-
jenigen, die ein medienbruchfreies Verfah-
ren ablehnen, ist der gewünschte persönliche 
Kontakt mit den Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeitern vor Ort. 
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• Als weitere Vereinfachungsmöglichkeit wird 
von den Befragten die Abschaffung der 
Abmeldung, wenn das Unternehmen in ei-
nen anderen Bezirk bzw. Ort verlegt wird, 
genannt. 

• Die Verwaltung steht einer reinen Online-
übermittlung eher skeptisch gegenüber. Vie-
le Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 
sehen Vorteile im persönlichen Kontakt, da 
hier im Gespräch Unklarheiten direkt be-
sprochen werden können. In der Mehrheit 
sehen die Gewerbemeldestellen bei einer 
reinen Onlineübermittlung einen Mehrauf-
wand durch eine Vielzahl zu klärender feh-
lerhafter Angaben im Formular auf sich zu-
kommen und befürworten das Onlineverfah-
ren daher nicht. 

• Bei der Verwaltung hat aber der Wunsch 
nach einer elektronischen Übermittlung 
sämtlicher Daten an die zu informierenden 
Drittstellen Priorität. Die medienbruchfreie 
und automatisierte Versendung der Daten 
der Gewerbetreibenden an die entsprechen-
den Drittstellen wird von den Gewerbemel-
destellen sowohl bezüglich des Komforts als 
auch des Zeitaufwands positiv eingeschätzt. 
Die häufig auf Papier erfolgende Versen-
dung von Daten an weitere zuständige Stel-
len ist zeitaufwendig. Der Datentransfer er-
folgt in vielen Fällen noch auf Papier oder 
als PDF-Dokument, da diese Stellen nicht 
auf den Empfang elektronischer Daten ein-
gerichtet sind.  

• Positiv wurde die mögliche Erstellung eines 
bundesweiten Registers bewertet, auf das al-
le betreffenden Ämter, auch die Gewerbe-
meldestellen, zugreifen könnten und das 
immer aktuell gehalten würde. Dieses Regis-
ter könnte einen schnellen Abgleich der An-
gaben der Gewerbemeldenden über Bundes-
landsgrenzen hinweg ermöglichen und wür-
de Kontrollen vereinfachen. 

• Neben dem Wunsch, Unterlagen nur noch 
elektronisch aufzubewahren, wurde die Re-
duzierung der Formulare um für die Gewer-
bemeldung irrelevante Angaben genannt, 
wie z. B. die Unterscheidung in Haupt- und 
Nebenerwerb. 
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1. Gewerbeanzeigeformulare 

2. Fragebogen für die Befragung der Gewerbeanzeigenden 

3. Tariflohntabelle Verwaltung 
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2. Fragebogen für die Befragung der Gewerbeanzeigenden
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In Anlehnung an die Lohnkostentabelle der Informationspflichten der Wirtschaft nach dem Standardkos-
ten-Modell wurde für die Verwaltung vom Statistischen Bundesamt eine eigene Tariflohntabelle entwi-
ckelt. Analog zum Bereich Wirtschaft werden die Standardlohnsätze der Verwaltung getrennt nach Hie-
rarchieebene und Qualifikationsniveau in Euro ausgewiesen. 

 

Standardlohnsätze je Stunde 
Ebene Übergreifend / Gesamt 

Laufbahngruppe Durchschnitt 
Mittlerer 
Dienst 

Gehobener 
Dienst 

Höherer 
Dienst 

Tarif [Euro] 37,- 24,70 33,- 53,40 
      

Ebene Bund 

Laufbahngruppe Durchschnitt 
Mittlerer 
Dienst 

Gehobener 
Dienst 

Höherer 
Dienst 

Tarif [Euro] 36,30 24,50 32,10 52,30 
      

Ebene Länder 

Laufbahngruppe Durchschnitt 
Mittlerer 
Dienst 

Gehobener 
Dienst 

Höherer 
Dienst 

Tarif [Euro] 36,30 24,30 32,- 52,40 
      

Ebene Kommunen 

Laufbahngruppe Durchschnitt 
Mittlerer 
Dienst 

Gehobener 
Dienst 

Höherer 
Dienst 

Tarif [Euro] 38,40 25,10 34,70 55,30 
     

3. Tariflohntabelle Verwaltung 
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4. Personalkostensätze 
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5. Sachkostenpauschale 
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Kontakt 
 
Bundeskanzleramt 
Geschäftsstelle Bürokratieabbau 
Willy-Brandt-Straße 1 
10557 Berlin 
Buerokratieabbau@bk.bund.de 
www.bundesregierung.de/buerokratieabbau 

Statistisches Bundesamt  
Gruppe A 3 
Bürokratiekostenmessung 
65180 Wiesbaden 
skm@destatis.de 
www.destatis.de 

 
 
Stand der Fachinformation: Juli 2011 
Die Tabellen und Zahlen im Bericht verstehen sich einschließlich statistischer Differenzen. 


